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Anwesend: 

Ausschussmitglieder: 

1. Abg. Kerstin Liebelt (SPD), stellv. Vorsitzende 

2. Abg. Christoph Bratmann (SPD) 

3. Abg. Matthias Möhle (SPD) 

4. Abg. Philipp Raulfs (SPD) 

5. Abg. Claudia Schüßler (SPD), per Videokonferenztechnik zugeschaltet 

6. Abg. Karl-Ludwig von Danwitz (CDU) 

7. Abg. Anette Meyer zu Strohen (CDU) 

8. Abg. Kai Seefried (CDU), per Videokonferenztechnik zugeschaltet 

9. Abg. Lasse Weritz (CDU) 

10. Abg. Mareike Wulf (CDU) 

11. Abg. Julia Willie Hamburg (GRÜNE) 

12. Abg. Björn Försterling (FDP) 

mit beratender Stimme: 

13. Abg. Harm Rykena (fraktionslos) 

 

 

 

Von der Landtagsverwaltung: 

Regierungsrat Martin. 

 

 

Vom Gesetzgebungs- und Beratungsdienst:  

Richter am Verwaltungsgericht Dr. Lodzig. 

 

 

Niederschrift: 

TOP 1 und 2 sowie TOP 7 bis 11: 

Regierungsdirektor Heuer, 

Redakteurin Dr. Schütze, Stenografischer Dienst. 

 

TOP 3, TOP 4 bis 6 sowie TOP 12 bis 13: 

Redakteurin Dr. Schütze, Stenografischer Dienst. 
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Außerhalb der Tagesordnung: 

 

Billigung von Niederschriften 

Der Ausschuss billigte die Niederschrift über die 

46. Sitzung. 

 

Zur Tagesordnung 

Der Ausschuss kam im Laufe der Sitzung über-

ein, die Unterrichtung unter TOP 1 und TOP 2 zu-

sammen bereits in der heutigen Sitzung entge-

genzunehmen und sie zudem auch auf die Bera-

tungsgegenstände unter den Tagesordnungs-

punkten 7, 8, 9, 10 und 11 zu beziehen. 

*** 
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Tagesordnungspunkt 1: 

Beschlussfassung über den Antrag auf Unter-

richtung durch die Landesregierung zur Stra-

tegie von Kultusminister Tonne im Umgang 

mit der Corona-Pandemie an Schulen 

 

Abg. Julia Willie Hamburg (GRÜNE) begründete 

kurz den Antrag ihrer Fraktion auf Unterrichtung 

durch die Landesregierung. 

Der Ausschuss entsprach der Bitte um Unter-

richtung und kam überein, die Unterrichtung be-

reits in der heutigen Sitzung - zusammen mit der 

Unterrichtung unter TOP 2 - entgegenzunehmen 

und sie zudem auch auf die Beratungsgegen-

stände unter den Tagesordnungspunkten 7, 8, 9, 

10 und 11 zu beziehen. 

 

Tagesordnungspunkt 2: 

Beschlussfassung über den Antrag auf Unter-

richtung durch die Landesregierung zur Stra-

tegie von Kultusminister Tonne im Umgang 

mit der Corona-Pandemie an Kitas  

Abg. Julia Willie Hamburg (GRÜNE) begründete 

kurz den Antrag ihrer Fraktion auf Unterrichtung 

durch die Landesregierung. 

Der Ausschuss entsprach der Bitte um Unter-

richtung und kam überein, die Unterrichtung be-

reits in der heutigen Sitzung - zusammen mit der 

Unterrichtung unter TOP 1 - entgegenzunehmen 

und sie zudem auch auf die Beratungsgegen-

stände unter den Tagesordnungspunkten 7, 8, 9, 

10 und 11 zu beziehen. 

 

Unterrichtung und Aussprache 

RD Dr. Behrens (MK): Zu der Bitte um Unterrich-

tung über die aktuellen Corona-Maßnahmen in 

den Kindertageseinrichtungen möchte ich zu-

nächst die aktuellen Daten vom 20. November zu 

den Schließungen von Kindertageseinrichtungen 

und Kindertagespflegestellen vortragen. 

Insgesamt sind 121 Kindertageseinrichtungen 

von Schließungsmaßnahmen betroffen. Dabei 

handelt es sich in 23 Fällen um vollständige 

Schließungen und in 98 Fällen um teilweise 

Schließungen. Insgesamt haben wir ca. 5 400 

Einrichtungen im Land. 

Insgesamt sind 198 Gruppen von Schließungen 

betroffen. Im Land gibt es ca. 15 000 Gruppen. 

Davon sind nun 198 geschlossen. 

Was die Zahl der erkrankten Kinder angeht, so 

haben wir tagesaktuell 65 Meldungen. 

Mit Datum vom 20. November sind 109 von ca. 

etwa 75 000 Fachkräften erkrankt. 

Schauen wir uns die Zahl der von Schließungen 

betroffenen Kindertageseinrichtungen, aber auch 

die Zahl der erkrankten Kinder und der erkrankten 

Fachkräfte einmal im Vergleich an. Bei einem 

zweiwöchigen Vergleich merkt man, dass die 

Zahlen leicht rückläufig sind. Wir haben keinen 

weiteren Zuwachs zu verzeichnen. 

Am 10. November hatten wir 132 von Schließung 

betroffene Einrichtungen mit einer deutlich höhe-

ren Anzahl von 125 betroffenen Fachkräften und 

151 betroffenen Kindern. Hier ist also eine rück-

läufige Tendenz zu erkennen. 

Abg. Björn Försterling (FDP): Vielen Dank für 

die Zahlen. Mich interessiert aber eher, wie viele 

Kindertageseinrichtungen von Infektionsfällen be-

troffen sind. Die Hürde nach der Corona-Verord-

nung, eine Maßnahme wie eine teilweise oder 

vollständige Schließung durch die Gesundheits-

behörden anzuordnen, ist relativ hoch und aus 

meiner Sicht sogar noch ein Stück weit höher als 

im Fall der Schulen. Es wird darauf abgestellt, 

dass Infektionsschutzmaßnahmen ergriffen wer-

den müssen. Es wird darauf abgestellt, dass in 

dem Gebiet der Inzidenzwert über 100 liegt. Das 

ist eine Hürde, über die man erst einmal kommen 

muss, um auf die Zahl von 198 betroffenen Grup-

pen zu kommen. 

Alle anderen Gruppen werden ja nicht unbedingt 

frei von Corona-Fällen sein. 

RD Dr. Behrens (MK): Die Szenarien B und C 

sind in der Corona-Verordnung abgebildet, wobei 

ein Szenarienwechsel unter bestimmten Voraus-

setzungen stattfinden kann und erfolgen soll. 

Bei den Zahlen, die ich vorgetragen habe, geht es 

um tatsächliche Schließungen, die aufgrund von 

Quarantänemaßnahmen des jeweiligen Gesund-

heitsamtes verfügt wurden. Bei der Zahl der er-

krankten Kinder - 65 - und der Zahl der erkrank-

ten Fachkräfte -109 - geht es um die Gesamtzahl 

https://intra.landtag.niedersachsen.de/verwaltung/ref7/ausschussdienst/UnterrichtungenLR/URL-18-0357.pdf
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aller Kitas bzw. aller erkrankten Personen in 

Kitas, die uns gemeldet wurden. Das bezieht sich 

nicht auf Szenario B oder Szenario C.  

Szenario B bedeutet ja gerade keine Betriebsun-

tersagung. Das wäre das Szenario C. Hier geht 

es um quarantänebedingte Schließungen, die 

losgelöst von den Maßnahmen nach der Corona-

Verordnung - Szenario B oder Szenario C - zu be-

trachten sind. Es geht um Quarantänemaßnah-

men, die das Gesundheitsamt anordnen kann 

und anordnen muss, wenn in den Einrichtungen 

K1-Personen festgestellt worden sind, wenn also 

etwa ein Kind oder eine Fachkraft erkrankt ist und 

in der Gruppe weitere Personen mit dem erkrank-

ten Kind in Kontakt getreten sind. Das sind dann 

K1-Personen, die in der Regel für einen Zeitraum 

von zwei Wochen in Quarantäne geschickt wer-

den. Daraufhin befindet sich die betreffende Kin-

dertageseinrichtung dann in Schließung. Auslö-

ser - auch das haben wir nachgehalten - ist in der 

Regel eine Fachkraft oder ein Kind, die oder das 

erkrankt. Nichtsdestotrotz muss dann eine ganze 

Gruppe, möglicherweise sogar eine gesamte Kin-

dertageseinrichtung in Quarantäne. 

Abg. Björn Försterling (FDP): Glücklicherweise 

liegen mittlerweile in einigen Landkreisen und 

kreisfreien Städten die Inzidenzwerte wieder unter 

100. Nach der aktuellen Corona-Verordnung kann 

die zuständige Behörde nur dann, wenn eine an-

dere die Kindertageseinrichtung betreffende In-

fektionsschutzmaßnahme angeordnet wurde - 

das wäre die Quarantäne - und in Bezug auf das 

Gebiet des Landkreises oder der kreisfreien 

Stadt, in dem oder in der die Kindertageseinrich-

tung liegt, die Zahl der Neuinfizierten im Verhält-

nis zur Bevölkerung 100 oder mehr Fälle je 

100 000 Einwohnerinnen und Einwohner kumula-

tiv in den letzten sieben Tagen beträgt, anordnen, 

dass […] ein eingeschränkter Betrieb stattfindet. 

Das ist ein Unterschied zu dem, was Sie gerade 

gesagt haben. Sie haben ausgeführt, dass Ihnen 

automatisch jeder Fall gemeldet wird. Aber eine 

solche Maßnahme, wie Sie sie gerade beschrie-

ben haben, greift erst ab einem Inzidenzwert von 

100. Nach dem Wortlaut der Verordnung wäre es 

möglich, bei einem Inzidenzwert von weniger als 

100 ein positiv getestetes Kind zuhause zu lassen 

und ansonsten den regulären Betrieb bzw. das, 

was derzeit als regulärer Betrieb möglich ist oder 

verstanden wird, aufrechtzuerhalten. 

RD Dr. Behrens (MK): Wir müssen differenzieren 

zwischen den Szenarien A, B und C - das betrifft 

den Betrieb der Kindertageseinrichtungen - sowie 

Quarantäneanordnungen der Gesundheitsämter. 

Die Quarantäneanordnungen der Gesundheits-

ämter findet man nicht in § 12 der Corona-Ver-

ordnung, sondern bei ihnen handelt es sich um 

Infektionsschutzmaßnahmen, auf die § 12 Abs. 2 

der Corona-Verordnung rekurriert. 

Ich bilde ein Beispiel, damit das ein wenig an-

schaulicher wird. Nehmen wir eine Einrichtung mit 

drei Gruppen. In einer dieser Gruppen gibt es ei-

nen akuten Fall, in dem eine COVID-19-Infektion 

bei einem Kind auftritt. In der Regel werden, wenn 

das Kind noch in der Einrichtung war, alle übrigen 

Kinder aus dieser Gruppe K1-Personen sein. Das 

heißt, diese Gruppe wird komplett - das steht 

nicht in der Corona-Verordnung, sondern muss 

als Infektionsschutzmaßnahme, als Gefahrenab-

wehrmaßnahme direkt gemacht werden - in Qua-

rantäne geschickt. Das hat nichts mit Szenario B 

oder Szenario C zu tun. Wenn dieser Einrichtung 

in einem Landkreis mit einem Inzidenzwert über 

100 liegt, sind beide Voraussetzungen erfüllt, 

nämlich zum einen ein Inzidenzwert von mehr als 

100 und zum anderen eine angeordnete Infekti-

onsschutzmaßnahme in dieser Einrichtung, da 

sich nämlich eine gesamte Gruppe in Quarantäne 

befindet. Dann kann das Gesundheitsamt gemäß 

§ 2 Abs. 2 für die gesamte Kindertageseinrich-

tung das Szenario B anordnen. Das bedeutet, 

dass die beiden übrigen Gruppen, die sich nicht 

in Quarantäne befinden, im Szenario B betreut 

werden müssen. Das heißt nicht, dass die beiden 

übrigen Gruppen nach Hause geschickt werden; 

das wäre eine Quarantäneanordnung. 

Bei dem Szenario B handelt es sich nicht um eine 

Einrichtungsschließungsmaßnahme. Einrich-

tungsschließungsmaßnahme wäre eine Quaran-

täneanordnung des Gesundheitsamtes, bei der 

es sich um eine Gefahrenabwehrmaßnahme 

handelt, die abhängig von einem Infektionsfall 

und abhängig von K1-Feststellungen in einer Ein-

richtung ergriffen wird. 

Abg. Björn Försterling (FDP): Ist denn sicherge-

stellt, dass es tatsächlich landesweiter Standard 

ist, dass in einem solchen Fall alle Kinder als K1-

Personen gewertet werden? Die Frage werde ich 

nachher für den Bereich Schule wiederholen. 

RD Dr. Behrens (MK): Die Gesundheitsämter 

gehen nach meinem Kenntnisstand so vor, dass 

immer geprüft wird, wer überhaupt K1-Person ist. 

Das heißt, es gibt keine pauschale Feststellung, 

dass in einem solchen Fall alle Kinder in einer 
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Gruppe oder in einer Kindertageseinrichtung au-

tomatisch K1-Personen sind, sondern es kommt 

auf die Kontakte an.  

Nach meinem Kenntnisstand verfolgen die Ge-

sundheitsämter genau die Infektionsketten nach 

und schauen, welche Personen tatsächlich Kon-

takt hatten. Es gibt Fälle - auch das kommt vor -, 

in denen keine Infektionsschutzmaßnahme be-

züglich einer Kita angeordnet wird, weil das infi-

zierte Kind gar nicht in Betreuung war, etwa weil 

es aufgrund einer Erkältungssymptomatik zuhau-

se geblieben ist und die Einrichtung nicht besucht 

hat und insofern auch keinen Kontakt zu weiteren 

Kindern in Betreuung und auch nicht zu den 

Fachkräften hatte. In einem solchen Fall etwa 

würde das Gesundheitsamt nicht auf die Idee 

kommen, eine Gruppenschließung oder sogar die 

Schließung der Einrichtung anzuordnen, da sich 

in der Einrichtung keine K1-Personen befinden. 

Grams (NLGA): Ich bin Mitarbeiter des Landes-

gesundheitsamtes, arbeite allerdings im Bereich 

der Umwelthygiene. Zu den infektiologischen 

Maßnahmen kann ich relativ wenig Konkretes bei-

tragen. 

Die Grundvorgehensweise wird bei den Gesund-

heitsämtern über die Vorgaben des Robert Koch-

Instituts geregelt. Dazu gibt es entsprechende 

Ausführungen für die Gesundheitsämter, die von 

meinen Kolleginnen und Kollegen im Landesge-

sundheitsamt geliefert werden. 

Abg. Julia Willie Hamburg (GRÜNE): Wir haben 

in Bezug auf Schulen bereits öfter hören müssen, 

dass die Gesundheitsämter deutlich überlastet 

sind, überhaupt Kontaktnachverfolgungen vorzu-

nehmen. Das ist im Fall von Kitas - je nachdem, 

wie sich die Konzepte darstellen - teilweise noch 

unübersichtlicher. Von daher meine Frage, ob sie 

Erkenntnisse darüber haben, wie groß der Rück-

stau ist, wie die Kommunikation läuft, wie schnell 

solche Entscheidungen getroffen werden, ob be-

stimmte Entscheidungen vielleicht auch einfach 

nicht getroffen werden, weil die Zeit darüber hin-

gegangen ist, was in Überlastungssituationen lei-

der nicht immer zu verhindern ist. 

Wir haben gehört, dass es durchaus einen gewis-

sen Druck auf Gesundheitsämter gibt, die von El-

tern oder von Einrichtungen mit der Frage unter 

Druck gesetzt werden, wie sinnvoll oder wenig 

sinnvoll Maßnahmen sind, wodurch Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter bundesweit - das ist kein nie-

dersächsisches Phänomen - Hemmungen haben, 

bestimmte Maßnahmen anzuordnen. Wie sind 

dazu ihre Erkenntnisse? Haben Sie dazu viel-

leicht auch Zahlen? 

Abg. Lasse Weritz (CDU): Ich würde gern wis-

sen, wo genau die Grenze liegt, bei deren Über-

schreiten eine Kindergartengruppe - zu den 

Schulklassen bitte ich dann um eine entspre-

chende Auskunft - in Quarantäne geschickt wird. 

Mir zumindest sind Fälle bekannt, in denen Teile 

einer Kindergartengruppe in Quarantäne ge-

schickt wurden. Ein anderes Mal wurde die ge-

samte Gruppe in Quarantäne geschickt. Wo lie-

gen die Unterschiede. Wann werden nur einzelne 

Kinder in Quarantäne geschickt, und wann kommt 

die ganze Gruppe in Quarantäne? 

RD Dr. Behrens (MK): Zur Überlastung der Ge-

sundheitsämter. - Ja, wir bekommen auch das 

teilweise gemeldet. 

Was die Kommunikationswege anbelangt, so ha-

ben wir einen zweiwöchentlichen Jour fixe mit den 

Trägerverbänden der freien Jugendhilfe und der 

Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzen-

verbände eingeführt. Das heißt, wir führen im 

zweiwöchigen Rhythmus Korrespondenz bzw. ei-

ne Skype-Konferenz mit den Trägerverbänden 

der freien Jugendhilfe und den kommunalen Spit-

zenverbänden, um sie über Maßnahmen und 

Neuerungen zu informieren, die wir etwa am 

Rahmenhygieneplan, am Leitfaden oder aber an 

der Corona-Verordnung vornehmen. 

Andererseits dient das große Ganze auch dazu, 

von dort ein Feedback zu erhalten. Gestern war 

der letzte Jour fixe mit den Trägerverbänden und 

den Vertretern der kommunalen Spitzenverbände. 

Auch dort wurde - die kommunalen Spitzenver-

bände nehmen ja an dem Jour fixe teil - das 

Thema „Überlastung der Gesundheitsämter bei 

der Kontaktnachverfolgung“ angesprochen. 

Unter dem Strich ist die Einschätzung der Träger-

verbände, dass es überwiegend - ich sage das 

ganz vorsichtig - funktioniert. Es gibt allerdings 

Landkreise in Niedersachsen, die größere 

Schwierigkeiten mit der Kontaktnachverfolgung 

haben. Wir haben dazu ein Verfahren verabredet, 

dass uns solche Fälle gemeldet werden. Die Trä-

gerverbände sammeln bei den Trägern entspre-

chende Nachrichten. Wenn K1-Fällen nicht direkt 

nachgegangen wird oder die Anordnungen zu-

nächst einmal nicht plausibel sind - sprich: es wird 

z. B. keine Gruppe in Quarantäne geschickt, ob-

wohl ein Kind, das nachweislich Corona-positiv 
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ist, mit weiteren Kindern in Kontakt war -, wird 

dies gemeldet. Solchen Fällen gehen wir nach. 

Wir haben mittlerweile auch einen Jour fixe mit 

MS, NLGA und den Gesundheitsämtern. Das ist 

ein ganz wichtiges Austauschforum, das regel-

mäßig stattfindet. Wir haben dort als Land die 

Möglichkeit, direkt mit den Gesundheitsämtern ins 

Gespräch zu kommen, um zum einen die Prob-

lemlagen zu erfassen und zum anderen solchen 

Fällen nachzugehen. Fälle, in denen Anordnun-

gen nicht nachvollziehbar sind, melden wir, und 

zwar auch zielgerichtet gegenüber einzelnen Ge-

sundheitsämtern. Das hat in der Vergangenheit 

schon stattgefunden. Das machen wir weiter. Wir 

lassen uns das melden und wenden uns dann di-

rekt in dem konkreten Fall an die Gesundheitsäm-

ter. 

Ich kann, einfach mangels Zuständigkeit, keinerlei 

prozentuale Angaben machen, in wie vielen Fäl-

len das klappt oder nicht klappt. Solche Angaben 

kann das Kultusministerium nicht machen. Das 

müssten die Gesundheitsämter gefragt werden. 

Die Spreizung im Land ist aber vermutlich doch 

etwas größer. 

Nichtsdestotrotz kann ich aber versichern, dass 

wir allen gemeldeten Fällen auch im Einzelnen 

nachgehen. 

Zur Frage, wann eine gesamte Kindergartengrup-

pe oder vielleicht nur ein Teil einer Kindergarten-

gruppe und wann möglicherweise sogar eine ge-

samte Einrichtung in Quarantäne geschickt wird: 

Nach meinem Kenntnisstand - ich bin Jurist im 

Kultusministerium und nicht Infektiologe in einem 

Gesundheitsamt - versuchen die Gesundheitsäm-

ter, die Einzelfälle nachzuvollziehen. War ein Kind 

mit COVID-19-Erkrankung oder eine Fachkraft mit 

entsprechender Erkrankung in der Einrichtung 

zugegen? Wen hat dieses Kind oder diese Fach-

kraft dort kontaktiert? Mit wem war es oder sie in 

Kontakt? Welche Kinder waren an dem betreffen-

den Tag in der Einrichtung? Auch das spielt eine 

Rolle. Es ist möglich, dass eine Gruppe nicht 

ganz geschlossen wird, weil in der betreffenden 

Woche diverse Kinder nicht in der Gruppe betreut 

wurden. Dann sind diese Kinder nicht K1-

Personen. Die Spreizung ist groß. Das sind Ein-

zelfälle, die vor Ort behandelt werden. 

Abg. Julia Willie Hamburg (GRÜNE): Vielen 

Dank für die umfangreichen Antworten. Können 

Sie uns bezüglich der Fälle, denen Sie bereits 

nachgehen mussten, eine Größenordnung nen-

nen? Sie nennen zwar Zahlen, aber im Kita-

Bereich ist das vertrackt. Für einige Bereiche ha-

ben Sie keine Zahlen, sodass kein Gesamtver-

gleich möglich ist. Sie haben vielleicht eine Spur, 

aber nicht die drei anderen. Das macht es dann in 

der Auseinandersetzung verwirrend, weil man 

sich allein darauf nur schwer beziehen kann. 

RD Dr. Behrens (MK): Ich kann Ihnen Zahlen 

nennen. Das sind nicht mal zwei Hände voll. Das 

sind wirklich absolute Einzelfälle. Ich kann das 

ungefähr mit „fünf Fälle“ beziffern, die uns gemel-

det wurden. Gestern wurden bei dem Jour fixe 

von drei Fällen berichtet. Davor waren es, meine 

ich, zwei Fälle. Die Zahl der Fälle liegt also im 

mittleren einstelligen Bereich. Daran sieht man 

die Dimension. Wir fordern die Trägerverbände 

aktiv auf, zu melden und dem nachzugehen, weil 

das ganz wichtig ist. Letzten Endes ist es originä-

re Aufgabe der Gesundheitsämter. Nichtsdestot-

rotz wollen wir versuchen, zu steuern, weil das für 

den Erhalt des Systems wichtig ist. Die Träger-

verbände nehmen das ernst und geben das auch 

an die Träger weiter. Das ist ein System, das ge-

lebt wird. 

Es geht, wie gesagt, nicht um eine große Anzahl 

an Fällen, sondern das sind wirklich Einzelfälle. 

Denen gehen wir auch nach. 

Vors. Abg. Kerstin Liebelt (SPD): Weitere Fra-

gen zu diesem Bereich sehe ich nicht. Sie können 

dann mit Ihren Ausführungen fortfahren. 

RD Dr. Behrens (MK): Zum Jour fixe hatte ich 

bereits berichtet. Er ist eingerichtet. Das MK tagt 

im zweiwöchigen Rhythmus mit den Trägerver-

bänden der freien Jugendhilfe und den kommuna-

len Spitzenverbänden. Dabei werden, wie gesagt, 

auch derartige Dinge angesprochen. 

Ich möchte nun zum Rahmenhygieneplan ausfüh-

ren, weil das ein aktuelles Werk ist, das wir in der 

Überarbeitung haben. Die Überarbeitung findet 

Grunde in einem vier- bis sechswöchigen Turnus 

statt. Das gilt für den Kitabereich. Wir haben ja für 

Schulen und Kitas unterschiedliche Rahmenhygi-

enepläne, was wichtig und richtig ist, um den Ein-

richtungen und deren Spezifika gerecht zu wer-

den. 

Der Rahmenhygieneplan liegt derzeit in der Fas-

sung 3.2 vor und wird in Kürze in der Fassung 4.0 

vorliegen. Wir stimmen diesen Rahmenhygiene-

plan immer eng mit dem NLGA - das ist uns ganz 

wichtig -, aber auch mit der Praxis ab. Sprich: Wir 

geben den Rahmenhygieneplan vorher immer an 
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die Trägerverbände, um von dort eine Einschät-

zung zu bekommen.  

Der Rahmenhygieneplan enthält nicht nur die drei 

Szenarien, die in der Corona-Verordnung für den 

Kita-Bereich abgebildet sind, sondern wir haben 

im Rahmenhygieneplan auch die Warnstufen der 

Staatskanzlei implementiert. Die Warnstufen der 

Staatskanzlei sind landesweit publik, auch über 

die Inzidenzzahlen. Sie wurden in den Rahmen-

hygieneplan übertragen und passgenau mit den 

drei Szenarien A, B, und C übereinandergelegt. 

Szenario A bedeutet: Regelbetrieb in Zeiten von 

Corona. Szenario B bedeutet: eingeschränkter 

Betrieb. Und Szenario C bedeutet: Betriebsunter-

sagung mit der Notwendigkeit, eine Notbetreuung 

aufzunehmen. Das unterscheidet sich von der 

Einrichtungsschließung insofern, als bei einer Ein-

richtungsschließung die Kinder in Quarantäne ge-

schickt werden. Dann gibt es keine Notbetreuung. 

Es darf keine Notbetreuung geben, weil Quaran-

tänemaßnahmen angeordnet worden sind. 

Betriebsuntersagung mit Notbetreuung nach Sze-

nario C darf nicht mit Quarantäneanordnungen 

verwechselt werden. „Quarantäne“ heißt, dass die 

Kinder zuhause bleiben müssen, dass sie abge-

sondert werden müssen. Das gilt auch für die 

Fachkräfte. 

Diese drei Szenarien haben wir mit den Warnstu-

fen gekoppelt. Das ist im Rahmenhygieneplan 

enthalten. Das stimmen wir regelmäßig mit dem 

NLGA ab. Damit sind wir auf einem guten Weg. 

Das Corona-Meldeportal haben wir eingerichtet. 

Dazu hatte ich die Zahlen bereits mitgeteilt. Das 

Corona-Meldeportal ist digital über eine IT-

Anwendung von den Einrichtungen ansteuerbar. 

Alle Einrichtungen wurden über kita.web bzw. 

über unsere Fachanwendungen darüber infor-

miert, dass dort die Zahlen einzugeben sind. Die 

Fachdienste des Landesjugendamtes sind infor-

miert, dass den Meldungen der Einrichtungen 

auch nachgegangen wird. Beispielsweise - nur 

um das deutlich zu machen - nehmen wir Plausi-

bilitätskontrollen vor. Ganz aktuell hatten wir heu-

te Morgen eine Meldung, dass 60 Kinder aus ei-

ner Einrichtung erkrankt seien. Dem wird direkt 

nachgegangen. Nein: Es ist ein Kind erkrankt, 

aber es gibt 59 K1-Personen. 

Auch in diesem Fall nehmen wir Kontakt zum 

Träger auf, um etwa Nachmeldungen für den Fall 

zu erhalten, dass unter den 59 K1-Kindern ein 

weiterer Corona-Fall auftritt. Es ist wichtig, dass 

diese Fälle in die Statistik aufgenommen werden, 

um nachhalten zu können, ob Kitas Orte der In-

fektion sind oder nicht. 

Nach unseren Erkenntnissen sind in der Regel in 

einer Gruppe ein Kind oder eine Fachkraft betrof-

fen, was dann zu einer Quarantänemaßnahme 

führt. Es gibt auch mal Ausreißer, also Fälle, in 

denen zwei Kinder betroffen sind. In der überwie-

genden Zahl der Fälle geht es aber wirklich um 

lediglich eine Erkrankung. 

Abg. Julia Willie Hamburg (GRÜNE): Auch 

wenn das Land nicht zuständig ist, besteht aber - 

das liegt auf der Hand - Bedarf nach landesweiter 

Unterstützung, damit Maßnahmen auch an Kitas 

stärker und potenziell auch analog zur Schule er-

griffen werden. Mich interessiert, ob das Land 

plant, die Kommunen finanziell besser zu unter-

stützen. Wir wissen um die hohen Einnahmeaus-

fälle und die gleichzeitig anfallenden Mehrkosten 

für das Ausbauen der Gesundheitsämter in den 

Kommunen. Wir wissen, dass erhebliche finanzi-

elle Engpässe bestehen, die potenziell verhin-

dern, dass Testungen für Einrichtungen vorgese-

hen werden, dass man vielleicht auch Schnell-

tests bei Infektionsgeschehen in Gruppeneinrich-

tungen einsetzt. Ist geplant, die Kommunen stär-

ker zu unterstützen und ihnen damit eine Hand-

lungsoption aufzuzeigen? 

Der Deutsche Kitaverband und andere Verbände 

fordern, dass es endlich einheitliche Regelungen 

gibt, um ein einheitliches Vorgehen bei Quaran-

tänemaßnahmen, aber auch einheitliche Szenari-

en zu haben, damit eine Nachvollziehbarkeit ge-

währleistet ist. Planen Sie so etwas? Planen Sie 

analog vielleicht auf KMK-Ebene oder Kita-

Ebene - teilweise sind auch Sozialministerien da-

bei -, dass bundeseinheitlich geschaut wird, wie 

man, analog zur Situation bei den Schulen, zu-

sammenkommen kann? 

Sie haben gerade das Thema „Absonderung von 

Kindern und Quarantäne“ angesprochen. Vom 

Kinderschutzbund und vielen anderen gibt es den 

Hinweis, dass gerade junge Kinder nur sehr 

schwer mit Absonderung umgehen können. Die 

Gesundheitsämter gehen damit sehr unterschied-

lich um. Ist angedacht, Regelungen zu treffen, die 

den Kinderschutz stärker berücksichtigen? Die 

Idee ist: Unter sechs Jahren wird abgesondert; 

Geschwisterkinder und Eltern gehen weiter zur 

Schule bzw. arbeiten. Am Ende leiden darunter 

am stärksten das Kind und die Familie. Überlegen 
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Sie, das zugunsten der Familien und des Kinder-

schutzes modifizieren? 

RD Dr. Behrens (MK): Was die Unterstützung 

der Kommunen angeht, so machen wir den Jour 

fixe bereits seit geraumer Zeit. Der Jour fixe dient 

auch dazu, Bedarfslagen der Trägerverbände zu 

erfassen. Da hören wir genau hin. 

In der Tat besteht vorwiegend Bedarf nach Ruhe 

und Vertrauen in das System. Bei allen Maßnah-

men, die wir ergreifen, bemühen wir uns - ich 

sprach den Rahmenhygieneplan an -, eine Ein-

bindung der Praktiker bzw. der Trägerverbände 

zu gewährleisten. Zudem bemühen wir uns bei al-

lem, was wir machen, ein Stück weit behutsam 

vorzugehen. Das können wir auch, weil die Zah-

len so sind, wie sie sind. Das ist im Kita-Bereich 

ein Spezifikum. Auch wenn wir noch nicht alles im 

Zusammenhang mit dem Virus verstehen, ist es 

offenbar so, dass insbesondere Kitas - auch 

Schulen, aber insbesondere Kitas - keine Orte der 

Infektion sind. Diese Erkenntnis gewinnen nicht 

nur wir, sondern sie erlangen auch andere Län-

der, mit denen wir uns natürlich abstimmen.  

Die Zahlen sprechen im Grunde für sich. Das be-

trifft auch die Absonderungsmaßnahmen, die 

glücklicherweise im Kita-Bereich wirklich sehr eng 

umgrenzt ausgeprägt sind. 

Die Kommunen melden Bedarfslagen an. Die Be-

darfslagen sind aber ganz anders als im Schulbe-

reich. Das muss man zur Kenntnis nehmen. 

So war das Thema Lüften in Schulen ein großer 

Aufreger, in den Kitas aber nicht. In Kitas war das 

kaum ein Thema. Warum ist das so? Nicht immer, 

aber häufig findet im Rahmen der Genehmi-

gungspraxis des Landesjugendamtes eine räum-

liche Begehung statt, bevor die Genehmigung für 

eine Kita erteilt wird; und zwar raumbezogen für 

jede Gruppe. Das heißt, es ist nur möglich, eine 

neue Gruppe auch in einer bereits bestehenden 

Kita zu eröffnen, wenn zuvor der Raum geneh-

migt wurde. Der Raum muss kindgerecht sein. 

Das impliziert natürlich, dass entsprechende Vor-

kehrungen in Richtung Kindeswohl und Kindes-

schutz getroffen werden. In der Regel ist es bei-

spielsweise so, dass die Lüftung, die im Zusam-

menhang mit Corona in einem besonderen Fokus 

steht, aber auch vor der Corona-Pandemie schon 

notwendig war - insbesondere in der Grippezeit -, 

in den Kindertageseinrichtungen überwiegend 

kein Thema ist, weil die Fenster zu öffnen sind, 

weil es bei Gruppenräumen in der Regel sogar 

einen Zugang - und zwar einen bodentiefen Zu-

gang - zu einem Außenspielbereich gibt. Das ist 

nicht immer, aber häufig so. 

Ich will damit nur sagen, dass die Gemengelagen 

ganz unterschiedlich sind. Über den Jour fixe  

fangen wir entsprechende Bedarfslagen ein, wo-

bei aber, zumindest was dies angeht, keinerlei 

akuten Bedarfe gemeldet werden. 

Auf der anderen Seite sind FFP2-Masken und 

Sichtschutzmaßnahmen, die im Schulbereich dis-

kutiert werden, im pädagogischen Alltag einer 

Kita nahezu undenkbar. Einen Sichtschutz vor ei-

ner Lehrkraft einzurichten, die sich an einem Pult 

bewegt, ist eine Sache. Einen Sichtschutz im Fall 

einer pädagogischen Fachkraft einzurichten, die 

quer durch den Raum agiert und interagiert, ist 

etwas ganz anderes. 

Ähnliches gilt für FFP2-Masken. Ich kann auf der 

einen Seite die Diskussion nachvollziehen, muss 

aber auf der anderen Seite auch sagen: Wir müs-

sen zur Kenntnis nehmen, dass in den Kitas die 

Gemengelage aufgrund der nackten Zahlen eine 

andere ist. Zudem müssen wir zur Kenntnis neh-

men, dass zum einen das Land in diesem Bereich 

nicht Arbeitgeber ist und zum anderen nach al-

lem, was wir wissen, keine infektionsschutzrecht-

liche Notwendigkeit besteht - damit muss man 

letztlich eine jede Maßnahme begründen -, um 

eine solche Maßnahme voranzutreiben. Letzten 

Endes sind Gestik und Mimik für die frühkindliche 

Pädagogik und für das Erlernen der Sprache we-

sentlich. Aus Sicht der frühkindlichen Pädagogik 

wird eine Mund-Nasen-Bedeckung sogar eher 

abgelehnt, um das ganz deutlich zu sagen. Wenn 

gleichzeitig festzustellen ist, dass keine infekti-

onsschutzrechtliche Notwendigkeit besteht, ist 

das schwierig.  

Sie sprachen die Unterstützung der Träger an. 

Das ist ein Thema, das losgelöst von dem, was 

ich vorangestellt habe, das Haus umtreibt. Das 

fünfte Bundesinvestitionsprogramm ist auf den 

Weg gebracht worden. Im Rahmen dessen gibt 

es Bestrebungen, die Mittel so bei den Trägern 

ankommen zu lassen, dass dort mit entsprechen-

den Maßnahmen umgegangen werden kann. 

Plexiglasscheiben und Fenstergriffe, die im Schul-

bereich diskutiert werden - das alles sind Prob-

lemlagen, die in den Kitas so nicht vorherrschen. 

Es wird gerade um eine sinnvolle Verteilung der 

Mittel des 5. Investitionsprogramms gerungen. Ich 
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kann Ihnen dazu allerdings noch nicht mehr sa-

gen, weil das im Haus noch in der Diskussion ist. 

Wir müssen die bestmöglichen Maßnahmen ab-

sprechen - wie ich gerade beschrieben habe, ist 

die Ausgangslage eine andere als in Schulen - 

und aus infektionsschutzrechtlicher Sicht bewer-

ten. Insofern ist das lediglich ein Zwischenstand. 

Was die Vereinheitlichung auf der Kita-Ebene an-

geht, so stehen wir im Austausch mit den anderen 

Bundesländern; selbstverständlich auch über die 

JFMK und die JMFK-Gremien. Dort gibt es bei-

spielsweise so etwas wie einen Musterrahmenhy-

gieneplan. Nach allem, was ich weiß, und nach 

allem, worüber ich mich mit meinen Kolleginnen 

und Kollegen in den anderen Ländern abstimme, 

kann ich sagen, dass Niedersachsen gut dasteht. 

Das ist so, weil wir relativ klar und transparent 

zum einen in der Corona-Verordnung die Szena-

rien angelegt haben und weil zum anderen be-

reits seit Langem im Leitfaden und in dem Rah-

menhygieneplan sowie in allen Aktualisierungen 

die Szenarien enthalten sind. 

Das heißt, dass sich die Trägerverbände und 

auch die Träger recht klar auf Maßnahmen ein-

stellen können. Im Gegensatz zu vielen anderen 

haben wir beispielsweise Inzidenzwerte in die 

Corona-Verordnung und auch in den Rahmenhy-

gieneplan aufgenommen. In anderen Bundeslän-

dern haben die Schutzmaßnahmen einen deutlich 

geringeren Umfang. Der Rahmenhygieneplan in 

Niedersachsen ist mittlerweile auf etwa 30 Seiten 

angewachsen. Das ist wirklich viel. In anderen 

Bundesländern ist das deutlich geringer. 

Vereinheitlichungsbestrebungen gibt es auf 

JFMK-Ebene. Das darf aber nicht bedeuten, dass 

Niedersachsen hinter seine bisherigen Schutz-

standards zurückfällt. Das ist in diesen Gremien 

immer wieder zu klären und immer wieder auszu-

loten. 

Absonderung und Quarantäne bzw. Kinderschutz. 

- Wir haben zum einen ein pädagogisches Papier 

für den Fall vorbereitet, dass Kinder aufgrund von 

Quarantänemaßnahmen zuhause betreut werden 

müssen. Zum anderen sind die Quarantänean-

ordnungen aus pädagogischen Gründen und aus 

Gründen des Kindesschutzes kritisch zu sehen. 

Aber das ist eine Maßnahme des Infektionsschut-

zes. Insofern steht die Pädagogik dort zurück, so 

bitter das auch ist. Wir haben es in der Pande-

miesituation mit einem Virus zu tun, das die Ge-

sundheitsämter zum Teil in Überlastungssituatio-

nen bringt. 

Auch wenn wir feststellen, dass Kitas keine Orte 

der Infektion sind, muss es dennoch dabei blei-

ben, dass wir dem Infektionsschutz bei K1-

Kontakten sozusagen zum Durchgriff verhelfen. 

Wir haben, wie gesagt, ein umfangreiches Papier, 

das sich genau damit beschäftigt. Es wurde auch 

schon einmal im Kultusausschuss durch den Mi-

nister im Rahmen einer Unterrichtung vorgestellt. 

Es betrifft u. a. die Kinder, die zuhause betreut 

werden müssen. 

In der Regel müssen die Quarantänemaßnahmen 

im Kita-Bereich nicht verlängert werden. Das 

stimmt uns positiv. In der Regel bestehen die 

Quarantänemaßnahmen nur für die Dauer von 

zwei Wochen und müssen dann nicht weiter aus-

gedehnt werden. Nichtsdestotrotz ist ein Zeitraum 

von zwei Wochen aus Sicht der Pädagogik miss-

lich und aus Sicht des Kinderschutzes beden-

kenswert. Aber aus infektionsschutzrechtlicher 

Sicht sind solche Quarantänemaßnahmen not-

wendig.  

Abg. Julia Willie Hamburg (GRÜNE): Sie haben 

völlig recht, dass Plexiglasscheiben in dem Be-

reich nichts bringen und auch das dauerhafte 

Tragen von Masken in diesem Zusammenhang 

schwierig ist. Deshalb hatte ich vor allem nach 

der finanziellen Ausstattung der Kommunen ge-

fragt. Wenn das Szenario droht oder steigende 

Zahlen drohen, ergibt sich vielleicht eher, dass 

zur Entzerrung noch ein Raum angemietet wer-

den muss, sofern dies überhaupt möglich ist, oder 

dass man Träger hinzuzieht, die sonst eher Feri-

enbetreuung anbieten oder zurzeit gerade nicht 

tätig sind. In der Schule stellen sich potenziell 

ähnliche Fragen.  

Vielleicht gibt es aber auch den Plan, die Test-

strategie weiterzuentwickeln. Wenn in ausrei-

chendem Umfang Schnelltests zur Verfügung 

stehen, könnten nächster Schwerpunkt nach 

Pflege- und Altenheimen die Gruppeneinrichtun-

gen Schule und Kita seien. Das würde dann po-

tenziell Geld kosten, und die Kommunen würden 

Mittel brauchen, um das umzusetzen. In diese 

Richtung zielte meine Frage eher. 

Natürlich geht es um Quarantänemaßnahmen. 

Aber am Ende muss man sich fragen, ob sich die 

Menschen an diese Maßnahmen halten. Ein drei-

jähriges Kind wird nicht in einem Raum abgeson-

dert bleiben, sondern die Eltern werden im Zwei-

fel entscheiden, dass sich eine Person bei dem 

Kind aufhält und potenziell trotzdem zur Arbeit 
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gehen muss. Das sind Schwierigkeiten, die dem 

nachgelagert sind. Man kann das regeln, man 

kann das aber auch nicht regeln, weil man weiß, 

dass sich niemand daran halten kann, weil das 

nicht umsetzbar ist. Das ist das Dilemma, vor 

dem wir in diesem Bereich stehen. 

RD Dr. Behrens (MK): Ich habe schon auf das 

fünfte Bundesinvestitionsprogramm verwiesen. 

Dazu kann ich aber noch keine konkreten Maß-

nahmen mitteilen. 

Was die Frage nach Raumanmietwohnungen  

oder Unterstützung durch Träger, die ansonsten 

in den Ferien Betreuung leisten, betrifft, so haben 

wir eher das Phänomen zu verzeichnen - das be-

kommen wir über den Jour fixe mit -, dass es we-

niger an den Räumen, sondern eher am Perso-

nal, an den Fachkräften liegt. Es fallen erkrankte 

Fachkräfte bzw. K1-Fachkräfte oder vulnerable 

Fachkräfte aus. Dafür enthält die Corona-Verord-

nung eine Regelung. Auch das betrifft aber nur 

Einzelfälle. 

Die Frage der Anmietung weiterer Räume ist bis-

lang nicht an uns herangetragen worden, weil die 

Kindertageseinrichtungen häufig - in der 1. DVO 

sind Mindeststandards verankert - noch über min-

destens einen Mehrzweckraum verfügen und zu-

dem die Kitas überwiegend im Szenario A sind. 

Im Szenario A findet die Betreuung im ganz nor-

malen Gruppenkontext statt. 

Die Raumanmietung wird weniger diskutiert. Das 

wird auch weniger nachgefragt. Mir ist das noch 

nicht untergekommen. 

Die Problemlage bezieht sich eher auf die Fach-

kräfte. In der Corona-Verordnung haben wir die 

Regelung getroffen, dass das Argument der fakti-

schen Unmöglichkeit - das ist eine rechtliche 

Konstruktion - gilt, wenn die Standards nach DVO 

und KiTaG nicht eingehalten werden können. Die 

Träger melden uns ganz überwiegend noch, dass 

Vertretungsreserven bestehen. Vertretungsreser-

ven sind ja vorhanden. 

Wenn das im Einzelfall nicht so ist - auch darüber 

diskutieren wir regelmäßig im Jour fixe -, ist auch 

an Personalverlagerungen aus anderen Berei-

chen zu denken. 

Zum Thema Schnelltests. Solange wir dafür me-

dizinisches Fachpersonal brauchen, sind Schnell-

tests ein schwieriges Thema. Denn die Testungen 

binden Ressourcen, die wir schon jetzt kaum ha-

ben. Das wird sich anders darstellen, wenn es 

den Schnelltest für zuhause gibt. Diverse Tests 

dafür sind im Gespräch. Das Ministerium ist na-

türlich bestrebt und setzt sich dafür ein, dass 

Schnelltests schnell verfügbar sind; aber nicht so, 

dass das medizinische Personal, das die Tests 

vornehmen muss, das schon jetzt ausgelastet ist, 

noch zusätzlich belastet wird.  

Wir müssen einfach die Entwicklung bei den 

Schnelltest abwarten. Das wird im Ministerium 

aber ganz genau beobachtet und eng begleitet. 

* 

MD’in Wenzel (MK): Ich bin Abteilungsleiterin im 

Kultusministerium und vertrete heute Herrn Cas-

tens, der auch künftig die regelmäßigen Unter-

richtungen vornehmen wird. 

Abg. Björn Försterling (FDP): Ich habe mir mal 

erlaubt, durchzuzählen. Laut Landtagsverwaltung 

dürfen 22 Personen in diesem Raum sitzen. Wir 

sind jetzt aber 25 Personen, und das über einen 

längeren Zeitraum. Wir müssen jetzt irgendeine 

Lösung finden. 

RR Martin (LTVerw): Dann müssen diejenigen 

Vertreterinnen und Vertreter der Landesregierung 

den Sitzungsraum verlassen, die gerade nicht 

gebraucht werden. 

Vors. Abg. Kerstin Liebelt (SPD): Im Landwirt-

schaftsausschuss wurde uns gesagt, in diesem 

Raum dürften sich so viele Personen aufhalten, 

wie Sitzplätze zur Verfügung stehen. Insofern 

würde das noch passen. 

Abg. Björn Försterling (FDP): Ich finde das 

trotzdem problematisch. 

Vors. Abg. Kerstin Liebelt (SPD): Herr Dr. Beh-

rens ist mit seinen Ausführungen fertig. Ihn zu-

mindest könnten wir also schon sozusagen ent-

lassen. 

Müssen alle anderen Personen, die im Raum 

sind, bei der Behandlung dieses Tagesordnungs-

punktes anwesend sein? 

GSD Stöber (MK): Wir wissen nicht, welche Fra-

gen gestellt werden. Natürlich kann ich bei jeder 

einzelnen Frage gegebenenfalls die jeweils zu-

ständigen Kollegen wieder in den Raum bitten. 

Das führt aber zu deutlichen Verzögerungen. Von 

daher war, weil dieser Bereich so komplex ist, die 

Überlegung, diejenigen Kolleginnen und Kollegen 

im Sitzungsraum zu haben, die kompetent auf die 
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Fragen antworten können. Das sind genau die 

Kollegen, die sich gerade im Raum befinden. 

Abg. Mareike Wulf (CDU): Besteht die Möglich-

keit, dass die Kolleginnen und Kollegen irgendwo 

zuhören, dass sie sich in einem Nebenraum per 

Videokonferenztechnik zuschalten? Dann könn-

ten sie jeweils zu uns kommen. So viel Verzöge-

rung würde sich dadurch wohl nicht ergeben. Ge-

sundheitsschutz ist schließlich ein wichtiges An-

liegen. 

MD’in Wenzel (MK): Zurzeit sind drei Kollegen 

hier, nämlich vom NLGA und vom Referat 22, das 

für Lehrergesundheit zuständig ist. Ich schlage 

vor, dass wir dieses Thema erst einmal ausklam-

mern - dann könnten diese drei Kollegen draußen 

warten - und es nach den allgemeinen Themen 

gesondert behandeln. 

Vors. Abg. Kerstin Liebelt (SPD): Das ist ein gu-

ter Vorschlag. Infektionsschutz geht vor Zeit. 

Dessen sollten wir uns alle bewusst sein. 

* 

MD’in Wenzel (MK): Ich fahre mit dem Hinweis 

fort, dass die Unterrichtung normalerweise durch 

Herrn Castens vorgenommen würde, weil er un-

ser Vertreter im interministeriellen Krisenstab ist 

und auch die Ad-hoc-AG Corona sowie auch den 

Jour fixe leitet. 

Ich möchte Ihnen nun tagesaktuell die Zahlen aus 

dem Schulbereich vorstellen. Das ist die Meldung 

von heute Morgen, 6.07 Uhr. Danach sind 11 

Schulen geschlossen, 309 Schulen ohne Prä-

senzunterricht; darunter 441 Klassen und 195 

Kohorten sowie 62 Jahrgänge und 322 Schulen 

im Szenario B. 

Diese Meldungen erhalten wir jeweils tagesaktuell 

morgens von der Landesschulbehörde, die wie-

derum die direkten Meldungen aus den Schulen 

hat. 

Wir können damit feststellen, dass sich die An-

zahl der von Maßnahmen generell betroffenen 

Schulen - also Schulschließungen, Schule ohne 

Präsenzunterricht bzw. Schulen im Szenario B - 

in den letzten zwei bis drei Wochen auf einem re-

lativ gleich bleibenden, wenngleich natürlich ho-

hen Niveau, hält. Es gibt keine auffälligen 

Schwankungen in den letzten zwei bis drei Wo-

chen bzw. keinen weiteren signifikanten Anstieg. 

Dies entspricht auch der allgemeinen Infektions-

lage im Land, wie sie uns bekannt ist. Wir haben 

zwar ein insgesamt hohes Niveau, aber kein sig-

nifikantes Ansteigen in den letzten zwei Wochen. 

Angesichts dieser Zahlen kommen wir zu einer 

gemeinsamen Bewertung mit dem NLGA. Diese 

lautet, dass uns klar ist, dass bei hohen Inziden-

zen alle Bevölkerungsgruppen, also auch alle Be-

völkerungsaltersgruppen, stärker betroffen sind. 

Insofern darf es nicht verwundern, dass auch im 

Schulalltag die Zahl der Fälle zunimmt. 

Die entscheidende Frage bleibt aber für uns auch 

in der gemeinsamen Bewertung, wo denn eigent-

lich die Ansteckungen stattgefunden haben. Die 

Einschätzung ist im Moment so, dass wir sagen: 

Nicht alle Covid-19-Fälle in den genannten Al-

tersgruppen haben sich in der Schule infiziert. Die 

Ansteckung erfolgt vielmehr zum größten Teil au-

ßerhalb der Schule, wahrscheinlich in der Familie 

oder bei sonstigen Begegnungen. Das sind Infi-

zierte, die sozusagen zufällig gleichzeitig Schüle-

rinnen und Schüler sind. 

Nach unserer Einschätzung gibt es zwar Einträge 

in die Schule, aber dort keine nennenswerte Wei-

terverbreitung. Auch das ist ein Hinweis darauf, 

dass die Quarantänemaßnahmen oder die sons-

tigen Maßnahmen in Schule einer Verbreitung 

aus der Schule heraus entgegenwirken. 

Abg. Julia Willie Hamburg (GRÜNE): Die span-

nende Frage ist, glaube ich, nicht vorrangig, ob 

die Schulen schon jetzt dauerhafte Infektionsher-

de sind, sondern ob sie irgendwann Infektions-

drehscheibe werden könnten. Dass die Infektion 

erst einmal in die Schule getragen werden muss, 

ist völlig logisch. Wann geht das MK von einem 

Infektionsniveau aus, bei dem das passieren 

kann? In anderen Ländern, beispielsweise in Is-

rael, haben wir gesehen, dass die Situation nicht 

von Anfang an gefährlich war, sondern das Virus 

von einem bestimmten Infektionsniveau an auch 

über die Schulen weiterverbreitet wurde. Mich in-

teressiert, bei welchem Szenario das nach An-

sicht des Ministeriums gefährlich werden kann. 

Bei drei Vierteln der Infektionsfälle ist am Ende 

nicht bekannt, woher die Infektion kommt. Gerade 

Kinder und Jugendliche sollen oft relativ symp-

tomlos erkranken - so habe ich bislang gelesen -, 

sodass sich die Frage stellt, inwieweit real nach-

vollzogen und erhoben wird, woher die Infektio-

nen kommen, die dann doch symptombehaftet 

auftreten oder in Familien auftreten und inwiefern 

bereits eine verlässliche Aussage dazu getroffen 
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werden kann, dass eine Verbreitung nicht über 

die Schulen erfolgt. 

Abg. Björn Försterling (FDP): Mich interessiert, 

nach welchen Vorschriften Schulleiter aktuell ge-

halten sind, für einzelne Schülerinnen und Schü-

ler Distanzlernen anzuordnen. Das darf ausdrück-

lich nicht mehr „Quarantäne“ genannt werden. Ich 

gehe trotzdem davon aus, dass es sich um eine 

Infektionsschutzmaßnahme handelt.  

Warum macht das Ministerium hier einen Unter-

schied zwischen dem Distanzlernen als eine In-

fektionsschutzmaßnahme und Infektionsschutz-

maßnahmen, die die Schulleitungen nach unserer 

Auffassung treffen könnten, nämlich in das Sze-

nario B zu wechseln? 

Ich möchte das an einem konkreten Beispiel deut-

lich machen. Hier in Hannover gibt es eine 

Grundschule mit drei positiv getesteten Fällen. 

Der Inzidenzwert von Hannover ist Ihnen bekannt. 

Die drei positiv getesteten Schüler wurden am 

Montag dem Gesundheitsamt gemeldet, aber bis 

heute sind noch keine Infektionsschutzmaßnah-

men des Gesundheitsamtes ergriffen worden. Die 

Schule kann also noch immer nicht in das Szena-

rio B wechseln. Mich interessiert, warum den 

Schulleitungen nach Ansicht der Landesregierung 

nicht eingeräumt werden kann, wenn man ihnen 

schon einräumt, Schüler in das Distanzlernen zu 

schicken, in das Szenario B zu wechseln. Eine Al-

ternative bestünde darin, jeden zweiten Schüler in 

das Distanzlernen zu schicken. 

MD’in Wenzel (MK): Ich möchte zunächst auf die 

Frage von Frau Hamburg eingehen. Eine konkre-

te Zahl dazu kann ich Ihnen definitiv nicht nen-

nen. Dazu fehlen mir die Grundlagen und Er-

kenntnisse. 

Wir haben den Vorteil, dass wir die täglichen Mel-

dungen der Schulen über die verschiedenen Qua-

rantäneanordnungen bzw. Szenarien etc. sowie 

Betroffenheiten und Maßnahmen bekommen. In 

den letzten Wochen haben wir diese Entwicklung 

mit Sorge betrachtet.  

Im Moment machen wir die Beobachtung, dass 

wir uns, wie ich schon sagte, auf einem gleich 

bleibenden Niveau bewegen, sodass wir keine 

weiteren konkreten Zahlen für eine Drehscheibe, 

wie Sie es nannten, angeben mussten. Dazu 

kann es zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch keine 

konkreten Zahlen geben. Deswegen auch die 

Einschätzung zusammen mit dem NLGA und die 

regelmäßigen Austausche mit dem NLGA und 

den örtlichen Gesundheitsämtern. Man muss re-

gional die Situation beobachten. Die reine Inzi-

denzzahl kann nicht der eigentliche Maßwert für 

Schulen sein. Ausbrüche können an verschiede-

nen Orten stattfinden. Insofern kann man den Ort 

Schule nicht aus dem allgemeinen sozialen Um-

feld ausklammern. Insofern bedarf es weiterhin 

einer allgemeinen Betrachtung der örtlichen Ge-

gebenheiten vor Ort. Es fehlt mir einfach eine 

Grundlage, um hier eine konkrete Zahl anzuden-

ken. Meines Wissens ist auch bundesweit in die-

sem Zusammenhang nicht an konkrete Zahlen 

gedacht. Insofern ist das eine etwas ausweichen-

de und eine vielleicht auch unbefriedigende Ant-

wort. Das könnte ich nachvollziehen. Aber auf-

grund der jedenfalls uns vorliegenden Erkennt-

nisse ist Ihre Frage nicht konkret zu beantworten. 

Zum Distanzlernen und zur Frage nach Infekti-

onsschutzmaßnahmen sowie zur Frage, inwiefern 

Schulleitungen selbst anordnen können, in das 

Szenario B zu wechseln. Wie wird abgewogen 

zwischen Infektionsschutzmaßnahmen und päda-

gogischen Maßnahmen? Dazu möchte ich Herrn 

Nolte um Ausführungen bitten, da das Referat 15, 

unser Gesetzgebungsreferat, auch für die Rund-

verfügungen an die Schulen zuständig ist und wir 

entsprechende Anordnungen herausgegeben ha-

ben. 

MR Nolte (MK): Herr Försterling, man muss 

rechtlich zwischen zwei Verfahren unterscheiden. 

Die erste Frage: Wer ist befugt, eine Infektions-

schutzmaßnahme nach dem Infektionsschutzge-

setz zu treffen? Die Grundlage ist § 28 des Infek-

tionsschutzgesetzes, bzw. seit gestern der neue 

§ 28a des Infektionsschutzgesetzes. In diesem 

neuen § 28a sind die diversen Schutzmaßnah-

men beschrieben. Zuständig für eine solche 

Schutzmaßnahme ist entweder das örtliche Ge-

sundheitsamt, das vor Ort eine Infektionsschutz-

maßnahme nach § 28a des Infektionsschutzge-

setzes treffen kann, oder es ist auch möglich, 

dass die Landesregierung über eine Landesver-

ordnung entsprechende landesweite Schutzmaß-

nahmen trifft. 

An diese Infektionsschutzmaßnahmen sind recht-

liche Folgerungen geknüpft, wie die Entschädi-

gung bei Verdienstausfall nach § 56 des Infekti-

onsschutzgesetzes. Zuständig für solche Infekti-

onsschutzmaßnahmen sind außer den Gesund-

heitsämtern oder der Landesregierung - durch ei-

ne entsprechende Landesverordnung - ausdrück-

lich nicht einzelne Schulleitungen oder Lehrkräfte. 
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Diese dürfen nicht anstelle eines Gesundheitsam-

tes oder einer Landesverordnung Infektions-

schutzmaßnahmen treffen. Dies ist rechtlich aus-

geschlossen. Es ist auch keine entsprechende 

Übertragung möglich. 

In den letzten Wochen kamen leider einzelne Ge-

sundheitsämter - auch hier in Hannover - nicht 

mehr hinterher, Infektionsschutzmaßnahmen zu 

treffen. Es gibt eine schulrechtliche Bestimmung 

in § 43, nach der der Schulleiter für die Gesund-

heit der Schülerinnen und Schüler und der Be-

diensteten zuständig ist, und dann im Wege einer 

Eilmaßnahme Betroffene in das Distanzlernen 

bzw. ins Homeoffice schicken kann. Wir haben 

aber ausdrücklich gesagt: Das ist rechtlich gese-

hen keine Infektionsschutzmaßnahme. Das kann 

es auch nicht sein, weil Schulleitungen diese 

nicht aussprechen dürfen. Wenn Schulleitungen 

diese Maßnahmen treffen, werden nicht die 

Rechtsfolgen - beispielsweise des § 56 - ausge-

löst. 

Ein weiteres Problem besteht darin, dass eine 

Schule nicht einfach das Szenario B als schul-

rechtliche Maßnahme verfügen kann. In Artikel 4 

der Niedersächsischen Verfassung ist in Abs. 1 

das Recht auf Bildung festgelegt. In Abs. 2 ist die 

Schulpflicht geregelt. Diese Schulpflicht kann 

nicht einfach durch eine einzelne Anordnung ei-

ner Schulleiterin oder eines Schulleiters ausge-

hebelt werden. Dazu bedarf es einer Rechts-

grundlage. Diese Rechtsgrundlage bietet das In-

fektionsschutzgesetz, auf dessen Basis Schutz-

maßnahmen getroffen werden. Die Schule an 

sich kann dies nicht machen. Sie kann nur im 

Wege einer vorläufigen Maßnahme das Distanz-

lernen anordnen und in einer Notsituation, in der 

das Gesundheitsamt seinem eigentlichen Auftrag 

nicht mehr nachkommen kann, dann zumindest 

Schülerinnen und Schüler schützen. 

Abg. Lasse Weritz (CDU): Ich möchte noch ein-

mal an die Frage erinnern, die ich vorhin schon 

hinsichtlich des Kindergarten-Bereiches gestellt 

habe. Mir sind mehrere Fälle bekannt, in denen 

es coronainfizierte Kinder in Klassen gab und die 

Sitznachbarn nach Hause geschickt worden sind, 

nicht aber die gesamte Klasse. Ab wann gibt es 

denn eine Infektionsschutzmaßnahme? Wie ich 

es vorhin verstanden habe, ist schon das Nach-

Hause-Schicken eines Kindes per Gesetz - weil 

es ja die Schule nicht mehr besuchen darf - eine 

Infektionsschutzmaßnahme. Laut Verordnung 

müsste dann bei einem Inzidenzwert von über 

100 die gesamte Schule ins Szenario B wechseln, 

was nun nachweislich nicht in ganz Niedersach-

sen passiert ist, auch nicht in den vergangenen 

Wochen, in denen wir diese hohen Zahlen hatten. 

In diesem Zusammenhang frage ich daher: Was 

sind die konkreten Grundvoraussetzungen dafür, 

dass eine Schule - wenn der Inzidenzwert über 

100 liegt - in das Szenario B wechselt? Wo sind 

zahlenmäßig die Grenzen zu sehen? 

Abg. Björn Försterling (FDP): Sie haben ausge-

führt, dass das Distanzlernen auf § 43 des Schul-

gesetzes abstellt. Ich finde, es ist eine butterwei-

che Regelung, zu sagen: Das Aushebeln der 

Schulpflicht für einen einzelnen Schüler stellen 

wir darauf ab, dass der Schulleiter eine Gesamt-

verantwortung für die Schule hat. Das finde ich 

schwierig. Da stellt sich mir die Frage, warum 

man nicht mit der Corona-Verordnung die Mög-

lichkeit nutzt, die das Infektionsschutzgesetz aus 

meiner Sicht bietet, nämlich die Zuständigkeit im 

Land zu regeln und die Schulleiter auch für Infek-

tionsschutzmaßnahmen nach dem Infektions-

schutzgesetz zuständig zu erklären. Ich könnte 

mir vorstellen, dass es dabei um die möglichen 

Kosten im Zuge der Erstattung des Verdienstaus-

falls geht. 

Warum wird für die Anwendung des Szenarios B 

in der Corona-Verordnung darauf abgestellt, dass 

es diese Infektionsschutzmaßnahme durch das 

örtliche Gesundheitsamt geben muss. Diese Hür-

de hat man ja sozusagen proaktiv in die Corona-

Verordnung integriert. Wenn Sie darauf abstellen, 

dass die Schulpflicht dann nicht mehr erfüllt wer-

den kann, dann erlauben Sie mir den Hinweis, 

dass dies für mich ein deutliches Zeichen dafür 

ist, dass die Landesregierung erklärt, dass man 

im Bereich der Digitalisierung und des Distanzler-

nens noch nicht so weit ist, dass man mit dem 

Distanzlernen die Schulpflicht erfüllen kann. 

Abg. Julia Willie Hamburg (GRÜNE): Wir haben 

bei den Gesundheitsämtern nun einmal ein Voll-

zugsdefizit. Dies wird auch bei potenziellen weite-

ren Infektionswellen der Fall sein. Wie soll dieses 

Problem künftig rechtlich gelöst werden? Es mu-

tet doch etwas absurd an, dass man die Maß-

nahmen schon im Auge hat, aber erst einmal auf 

die Testergebnisse wartet und dann noch auf die 

Rückmeldung der Gesundheitsämter, die es ein-

fach nicht schaffen. Und dies passiert in Berei-

chen, in denen wirklich viele Menschen zusam-

menkommen. 

Es wäre doch absolut naheliegend, so vorzuge-

hen, dass ein Schulleiter der Vollziehende ist, so-
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bald ein positiver Test vorliegt. Dies könnte dann 

sozusagen im Namen des Gesundheitsamtes ge-

schehen. Ich weiß nicht, wie man das rechtlich 

konkret lösen kann. Das MK wird sich aber si-

cherlich Gedanken darüber gemacht haben, weil 

dieses Problem irgendwie gelöst werden muss. 

Wenn es in diesem Falle gesetzlicher Vorausset-

zungen bedürfte, wäre es günstig, wenn Sie diese 

benennen, da man sie potenziell schaffen kann. 

Die Pandemie wird uns ja sicherlich noch viele 

Wochen bzw. Monate begleiten. 

Das Land hat erklärt, dass das Szenario B prinzi-

piell keine Maßnahme im Rahmen des Infektions-

schutzgesetzes ist und somit auch keine Kosten-

ausfälle für Betreuung entstehen würden. Dies 

habe ich der Presse zumindest so entnommen. 

Dieses Thema beschäftigt uns zurzeit stark, da es 

für Eltern erhebliche Probleme nach sich zieht, 

wenn sie wieder in den alten Spagat geraten. 

Vielleicht können Sie dazu noch ausführen. 

MR Nolte (MK): Herr Weritz, wir haben in der 

Rundverfügung 26/2020 vom 30. Oktober 2020 

den Begriff der Infektionsschutzmaßnahme präzi-

siert. Es wurde festgelegt, dass die Infektions-

schutzmaßnahme auf eine Lerngruppe, eine 

Klasse oder auf einen ganzen Jahrgang - also 

nicht nur auf eine Schülerin oder einen Schüler 

bezogen ist. Das ist eine Auspräzisierung der 

verordnungsrechtlichen Regelung, die wir den 

Schulen zusammen mit der Verordnung an die 

Hand gegeben haben. 

Herr Försterling, die Schulpflicht, die in der Nie-

dersächsischen Verfassung in Artikel 4 verankert 

ist und bundesweit im Grundgesetz in Artikel 7, 

wird ganz überwiegend als Schulbesuchspflicht 

verstanden. Das ist unter Juristen vollkommen 

unstreitig. Das heißt, als Schülerin oder Schüler 

hat man einen Rechtsanspruch darauf, im Prä-

senzunterricht unterrichtet zu werden. Wenn eine 

alternative Beschulung zu Hause stattfinden soll, 

dann benötigen wir dafür eine Rechtsgrundlage. 

Es kann nicht jeder Schulleiter nach Belieben die 

Schulbesuchspflicht - das bedeutet körperliches 

Erscheinen in der Schule - dauerhaft auflösen. 

Wir brauchen eine Rechtsgrundlage, worauf wir 

die Auflösung der Schulbesuchspflicht in diesem 

Fall stützen, weil wir natürlich sofort beklagt wer-

den würden, wenn wir dies landesweit anordnen 

würden. Wir können nicht einfach mal eben die 

Verfassung ändern. 

Zum Entschädigungsanspruch im Zusammen-

hang mit Szenario B: Diese Frage ist in unserem 

Haus geprüft worden. Wir sind der Auffassung, 

dass auch im Szenario B für die Schülerinnen und 

Schüler, die eine gewisse Zeit zu Hause bleiben, 

ein Entschädigungsanspruch nach § 56 des In-

fektionsschutzgesetzes bestehen muss. Wir ha-

ben diese Rechtsauffassung auch dem zuständi-

gen Sozialministerium mitgeteilt. Nach meinem 

Kenntnisstand hat sich das Sozialministerium die-

ser Rechtsauffassung angeschlossen. 

Abg. Lasse Weritz (CDU): Die Gesundheitsämter 

neigen ja oft dazu, die Sitznachbarn als K1-

Personen mit nach Hause zu schicken. Nach 

dem, was wir eben für den Kita-Bereich gehört 

haben, müsste es allerdings einen breiter gefä-

cherten Kreis geben als nur den Sitznachbarn, 

weil die Betroffenen ja mehr als 15 Minuten in ei-

nem Klassenraum sitzen. Dies würde für mich 

bedeuten: Wenn wir einen Corona-Fall in einer 

Klasse haben, müssten die Gesundheitsämter ei-

gentlich dazu angehalten sein, die gesamte Klas-

se nach Hause zu schicken. Dies würde wiede-

rum für mich bedeuten: In diesem Fall haben wir 

eine Infektionsschutzmaßnahme, die die anderen 

Dinge - Stichwort: „Szenario B“ - nach sich ziehen 

würde. Deswegen ganz konkret die Frage: Wo ist 

die Grenze, bei der eine ganze Klasse nach Hau-

se geschickt wird und nicht mehr nur die Sitz-

nachbarn? Wo ist hier die Abgrenzung? 

MR Nolte (MK): Diese Frage betrifft natürlich 

nicht so sehr das Kultusministerium, sondern sie 

wäre vielleicht eher an das Gesundheitsamt zu 

richten bzw. an das zuständige Sozialministerium. 

Die Argumentation ist folgende: Wenn wir in Nie-

dersachsen überwiegend eine Pflicht zum Tragen 

einer Mund-Nase-Bedeckung ab einer Inzidenz 

von 50 haben und dann noch nach dem Lüf-

tungskonzept 20-5-20 durchgehend gelüftet wird, 

ist das Infektionsrisiko in einer Klasse so gering, 

dass nach fachlicher Einschätzung - ich wieder-

hole dies nur, dies müssten Sie mit dem Gesund-

heitsamt fachlich besprechen - nur die unmittelba-

ren Sitznachbarn betroffen sein können. 

Abg. Lasse Weritz (CDU): Ab wann geht dann 

die ganze Klasse nach Hause? Wenn es einen 

zweiten Fall gibt? Oder muss erst theoretisch ein 

Drittel oder die Hälfte der Klasse infiziert sein, so-

dass dann alle als Sitznachbar zu Hause sind? 

MR Nolte (MK): Herr Dr. Behrens hat vorhin ja 

schon ausgeführt, dass es sich dabei um Einzel-

fallentscheidungen handelt. Diese werden vor Ort 

durch die zuständigen Gesundheitsämter nach 

fachlichen Kriterien getroffen, die sich der Kennt-
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nislage des Kultusministeriums entziehen. Inso-

fern bin ich in dieser Frage der falsche Ansprech-

partner. Es geht immer um Einzelfallentscheidun-

gen, und wenn ein Gesundheitsamt nach der Er-

forschung der Sachlage zu dem Ergebnis kommt, 

dass dieses eine Kind viele Kontakte mit anderen 

Schülerinnen und Schülern gehabt hat, außerhalb 

des Sitzens auf dem eigenen Platz, dann wird 

das Gesundheitsamt nach fachlicher Einschät-

zung möglicherweise auch die ganze Klasse oder 

Lerngruppe nach Hause schicken. Diese Dinge 

können nicht pauschal geregelt werden. Das sind 

Einzelfallentscheidungen der Gesundheitsämter. 

Abg. Björn Försterling (FDP): Sie sagten gera-

de, es handele sich um Einzelfallentscheidungen 

der Gesundheitsämter. Wir wissen aber ja, dass 

die Gesundheitsämter gar nicht so schnell ent-

scheiden können, sondern die Schulleiter gehal-

ten sind, nicht nur das positiv getestete Kind ins 

Distanzlernen zu schicken, sondern darüber hin-

aus auch zu entscheiden, wen sie noch ins Dis-

tanzlernen schicken. Diesbezüglich können Sie 

nicht auf das Gesundheitsamt verweisen. Hier 

muss deutlich gesagt werden, wen die Schulleiter 

dann auf dieser - aus meiner Sicht  - schwammi-

gen Grundlage des § 43 NSchG ins Distanzlernen 

schicken sollen. 

Warum wird nicht darüber nachgedacht, die 

Schulleiter mit einer Neufassung der Corona-

Verordnung zur zuständigen Behörde nach dem 

Infektionsschutzgesetz für ihre jeweilige Einrich-

tung zu erklären. Es handelt sich ja um Beamte, 

die auch hoheitliche Maßnahmen treffen können. 

Dies würde zumindest in Schule relativ schnell für 

mehr Sicherheit sorgen, weil dann schnelle Ent-

scheidungen getroffen werden könnten. 

Im Zusammenhang mit der Einzelfallentscheidung 

würde mich interessieren, ob Sie bei dieser dann 

auch einen Anspruch der Eltern auf Entschädi-

gung für Verdienstausfall sehen. Oder sagen Sie, 

dass es sich bei der Entscheidung der Schulleiter, 

jemanden ins Distanzlernen zu schicken, um kei-

ne offizielle Infektionsschutzmaßnahme handelt? 

Wir wissen ja, dass es auch Fälle gab, in denen 

diese Maßnahme des Distanzlernens tatsächlich 

so lange aufrechterhalten werden musste, bis das 

Gesundheitsamt mitgeteilt hat, dass die Zeit für 

die Quarantäne schon vorbei war, und die Schü-

lerinnen und Schüler am nächsten Montag wieder 

in die Schule gehen konnten. Damit ist den Eltern 

dann am Ende auch nicht geholfen. 

Ich möchte noch einmal zusammenfassen: Aus 

meiner Sicht brauchen wir mit einer neuen 

Corona-Verordnung klare Maßgaben für die 

Schulleiter, dass sie auch Infektionsschutzmaß-

nahmen treffen dürfen. Aus meiner Sicht gibt das 

Infektionsschutzgesetz diese Möglichkeit auch 

her, dass das Land diese Zuständigkeit auf die 

Schulleiter überträgt. 

Abg. Julia Willie Hamburg (GRÜNE): Ich habe 

noch nicht verstanden, ob es rechtlich möglich 

wäre, Schulleitungen den Vollzug an dieser Stelle 

zu ermöglichen. Der Schulleitungsverband hat ja 

auch gefordert, dass es die Möglichkeit geben 

solle, zumindest erst einmal vorsorglich - wenn es 

Engpässe bei den Rückmeldungen gibt - agieren 

zu dürfen. Könnte man dies rechtlich umsetzen? 

Wenn Sie sagen, dass dies nicht der Fall ist: Wie 

wollen Sie dieses Vollzugsdefizit dann beheben? 

Gerade bei den großen Einrichtungen, in denen 

viele Menschen zusammenkommen, ist das 

schnelle Handeln entscheidend, je höher die In-

fektionszahlen steigen. Grundsätzlich werden ja 

Masken getragen, aber es gibt natürlich Essens-

pausen usw., in denen alle die Masken abneh-

men. In diesem Zusammenhang stellt sich durch-

aus die Frage, ob das direkte Umfeld wirklich aus-

reichend ist. 

Im Zusammenhang mit dem Thema Corona-

Entschädigungen möchte ich Sie gerne auf einen 

Artikel in der NOZ vom 16. November aufmerk-

sam machen, der besagte, dass laut Sozialminis-

terium das Szenario B keine Entschädigungen 

nach sich ziehe, weil es sich dabei nicht um eine 

nach dem Infektionsschutzgesetz angeordnete 

Schließung oder ein Betretungsverbot handele 

und der Unterricht vielmehr in geteilten Lerngrup-

pen wechselweise im Homeschooling und in Prä-

senzform in der Schule stattfinde. Wenn sich das 

Sozialministerium dieser Auffassung angeschlos-

sen haben sollte, frage ich mich, wann das deut-

lich kommuniziert wird. Genau diese Widersprü-

che führen am Ende zur Verunsicherung der Bür-

gerinnen und Bürger. In diesen Momenten wäre 

eine klare Kommunikation entscheidend. 

Abg. Mareike Wulf (CDU): Zur Einzelfallent-

scheidung und dem Szenario B: Wir haben ge-

hört, dass sich zurzeit 322 Schulen im Szenario B 

befinden. Dies heißt, es wurden schon einige Ein-

zelfallentscheidungen getroffen. Könnten wir an 

dieser Stelle das Landesgesundheitsamt und das 

Sozialministerium in die Diskussion einbeziehen? 

Sie sagten gerade, das Sozialministerium würde 

in diesem Zusammenhang die Kriterien festlegen. 
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Dann könnten wir erfahren, auf welcher Grundla-

ge das Szenario B angeordnet werden kann. 

Abg. Björn Försterling (FDP): Auch ich möchte 

um eine entsprechende Unterrichtung durch das 

Sozialministerium bitten. Diese Rechtsfrage hin-

sichtlich des Verdienstausfalls muss zwischen 

den Häusern geklärt werden. Hier gibt es schein-

bar unterschiedliche Positionen, und wir bräuch-

ten relativ schnell eine Information über eine ab-

gestimmte Haltung der Landesregierung. 

Vors. Abg. Kerstin Liebelt (SPD): Da diese Un-

terrichtung nicht in der laufenden Sitzung stattfin-

den kann, schlage ich vor, dass wir diesbezüglich 

um eine schnellstmögliche schriftliche Unterrich-

tung bitten. 

MR Nolte (MK): Frau Hamburg, das Kultusminis-

terium hat am Dienstag dieser Woche zu der an-

derslautenden Rechtsauffassung des Sozialminis-

teriums Stellung genommen. Diese Stellungnah-

me ist dem MS zugeleitet worden. Nach meinem 

Kenntnisstand hat sich das Sozialministerium die-

ser Rechtsauffassung auch angeschlossen. Dies 

geschah vor dem Hintergrund, dass das Szena-

rio B, bei dem es sich ja um eine Infektions-

schutzmaßnahme nach der Landesverordnung 

handelt, und dies beinhaltet, dass Schülerinnen 

und Schüler eine gewisse Zeit zu Hause bleiben 

und dort lernen müssen, einem Schulbetretungs-

verbot gleichkommt. Insoweit wird ein entspre-

chender Entschädigungsfall ausgelöst. Dies ist 

die Rechtsauffassung des Kultusministeriums, 

und ich bin sehr positiv gestimmt, dass das So-

zialministerium diese Rechtsauffassung so über-

nehmen wird. 

Herr Försterling, zu der Änderung der Corona-

Verordnung: Das Infektionsschutzgesetz sieht 

diese Übertragung der Zuständigkeiten schlicht-

weg nicht vor. Dieses Gesetz ist eine Bundesre-

gelung, die wir nicht einfach ändern können. Wir 

können uns mit einer Corona-Verordnung nicht 

gegen bundesrechtliche Regelungen stellen. Üb-

rigens sind Schulleiterinnen und Schulleiter auch 

fachlich gar nicht in der Lage, Infektionsschutz-

maßnahmen zu verhängen. Dafür sind sie 

schlichtweg nicht ausgebildet. Das ist nach der 

Systematik, die wir nun einmal haben, den Ge-

sundheitsämtern vorbehalten, und dies sollte 

auch so bleiben.  

Zu den vorläufigen Schutzmaßnahmen nach § 43 

im Rahmen der Gesamtverantwortung für den 

Schulbetrieb: Ich habe bereits deutlich gemacht, 

dass wir dies als rein vorsorgliche Maßnahmen, 

als Eilmaßnahmen, betrachten, um Leib und Le-

ben von Schülerinnen und Schülern zu schützen, 

und zwar für den Zeitraum, in dem das zuständi-

ge Gesundheitsamt sich nicht in der Lage sieht, 

entsprechende Infektionsschutzmaßnahmen zu 

treffen - oder auch nicht zu treffen. Dies bedarf 

immer einer Prüfung. In diesem engen Korridor 

dürfen die Schülerinnen und Schüler aber nicht 

sich selbst überlassen werden. In diesen Fällen 

muss die Schulleitung über eine Handhabe verfü-

gen, notwendige Eilmaßnahmen zu treffen. 

Ich habe schon versucht, deutlich zu machen, 

dass es sich dabei ausdrücklich nicht um Infekti-

onsschutzmaßnahmen handelt. Deshalb können 

diese auch keine Entschädigungsmaßnahmen 

aufgrund von Verdienstausfall auslösen, weil die 

Schulleitungen diese Maßnahmen einfach nicht 

treffen dürfen. Deshalb haben wir in unseren Aus-

führungen auch deutlich gemacht, dass dies im-

mer nur zeitlich begrenzte Maßnahmen sein dür-

fen und damit auch keine falschen Erwartungen 

geweckt werden dürfen, dass damit entsprechen-

de Entschädigungsansprüche verbunden sind. 

Abg. Mareike Wulf (CDU): Sie sagten, Sie wüss-

ten nicht, wann das Szenario B angeordnet wird, 

weil es sich dabei um Einzelfallentscheidungen 

handele. Welche Kriterien werden dabei ange-

legt? 

MR Nolte (MK): Es gibt in der Corona-Verord-

nung eine klare Systematik, wann ein Szenario B 

eintritt. Es tritt sozusagen automatisch bei einer 

Inzidenz von über 100 ein sowie bei einer Infekti-

onsschutzmaßnahme, wobei wir diese Infektions-

schutzmaßnahme so definieren - das hatte ich 

eben bereits dargestellt -, dass immer eine Lern-

gruppe, eine Klasse oder ein ganzer Schuljahr-

gang betroffen sein muss, nicht eine einzelne 

Schülerin oder ein einzelner Schüler. 

Abg. Mareike Wulf (CDU): Wenn nur der direkte 

Sitznachbar der Schülerin oder des Schülers in 

Quarantäne geschickt wird: Ist das dann schon 

eine Lerngruppe? 

MR Nolte (MK): Nein, eine Lerngruppe ist im 

Grunde das, was man unter einer Klasse ver-

steht. Dies muss nicht immer unbedingt eine 

Klasse sein, weil wir an Schulen auch Lerngrup-

pen-Strukturen außerhalb fester Klassen haben. 

Deshalb haben wir die Regelung auf eine Lern-

gruppe, eine Klasse oder einen Schuljahrgang 

bezogen.  
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Abg. Julia Willie Hamburg (GRÜNE): Könnten 

wir es landesrechtlich regeln, oder müsste es 

bundesrechtlich geregelt werden, dass Schullei-

tungen zu derartigen Entscheidungen befähigt 

werden? Gibt es einen rechtlichen Weg, dieses 

Vollzugsdefizit aufzulösen? Oder überlegen Sie, 

das Vollzugsdefizit dadurch aufzulösen, dass sie 

vielleicht für eine befristete Zeit Folgendes festle-

gen: Wenn Gesundheitsämter sagen, dass sie es 

nicht regeln können - wie in Hannover gesche-

hen -, dann greift Szenario B, beispielsweise ab 

einem bestätigten Fall, und danach entscheidet 

das Gesundheitsamt dann zum Zeitpunkt X, wie 

die eigentliche Maßnahme aussieht? Es gebe ja 

auch Möglichkeiten innerhalb der Verordnung - 

wenn man nicht sofort den Rechtsweg beschrei-

ten kann -, einen schnelleren Vollzug zu ermögli-

chen und die Schulen durch eine Veränderung 

der Regeln handlungsfähiger zu machen.  

MR Nolte (MK): Das Infektionsschutzgesetz sieht 

diese Möglichkeit nicht vor. Es gibt eine Ausnah-

me im Bereich der Nachweispflicht bei Attesten 

nach dem sogenannten Maßnahmenschutzge-

setz. Dies ist hier aber nicht einschlägig. Wenn 

wir also die Systematik ändern wollten, könnten 

wir dies nicht über die Corona-Verordnung ma-

chen. Dann müsste das Bundesgesetz geändert 

werden. 

Es ist richtig, dass man natürlich überlegen kann, 

die Corona-Verordnung um ein weiteres Szenario 

zu erweitern. Man könnte sagen: Ab einem 

stimmten Inzidenzwert X soll ohne eine Infekti-

onsschutzmaßnahme in das Szenario B gewech-

selt werden. Dies wäre dann vielleicht eine erwei-

terte Hotspot-Strategie. Der Nachteil wäre dann 

allerdings: Da wir diese Maßnahmen immer nur 

auf einen Landkreis beziehen können, oder auf 

eine kreisfreie Stadt oder die Region Hannover, 

werden wir dann eine landkreisweite Regelung 

bekommen, ohne auf die Besonderheiten einzel-

ner Regionen in diesem Landkreis eingehen zu 

können. Der Vorteil der jetzigen Regelung ist ja, 

dass wir sehr gezielt in das Szenario B gehen - 

zum einen dann, wenn wir einen Inzidenzwert von 

über 100 haben, und dann, wenn eine Infektions-

schutzmaßnahme an der Schule getroffen werden 

muss. 

Zum Beispiel liegen viele Grundschulen in Berei-

chen, in denen wir eine Inzidenz von über 100 

haben, aber sonst keine Auffälligkeit vorliegt. Hier 

ist es nicht unbedingt erforderlich, in das Szena-

rio B zu wechseln. Dies würde im Falle einer er-

weiterten Regelung nicht zutreffen. Deshalb 

müsste der entsprechende Inzidenzwert dann 

auch sehr hoch angesetzt werden, um eine sol-

che zusätzliche Regelung aufzunehmen. Diese 

Überlegungen werden gegenwärtig sicherlich an-

gestellt, aber ich kann heute dazu noch nichts 

sagen. Hier wird man auch abwarten müssen, 

was am kommenden Mittwoch in der Bespre-

chung der Kanzlerin mit den Regierungschefs be-

raten wird. 

Abg. Björn Försterling (FDP): Mir erschließt sich 

noch immer nicht, warum die Schulleitungen nicht 

in der Lage sein sollen, Infektionsschutzmaß-

nahmen zu ergreifen, wenn man von ihnen 

gleichzeitig verlangt, dass sie beim Auftreten von 

positiv getesteten Fällen entscheiden, welche 

Schüler ins Distanzlernen geschickt werden sol-

len. Ich sehe eindeutig die Fähigkeit bei den 

Schulleitern, solche Entscheidungen zu treffen, 

zumal sie sie ad hoc sowieso treffen und die 

Maßnahmen dann erst später vom Gesundheits-

amt übernommen werden. 

Ich möchte verstehen, warum Sie der Auffassung 

sind, dass eine solche Übertragung nicht möglich 

sein kann. § 28 und § 28a des Infektionsschutz-

gesetzes stellen ja bei der Zuständigkeitsfrage 

auf den § 16 Abs. 5 bis 8 des Infektionsschutzge-

setzes ab. In § 16 Abs. 6 des Infektionsschutzge-

setzes heißt es, dass die Maßnahmen nach 

Abs. 1 auf Vorschlag des Gesundheitsamtes von 

der zuständigen Behörde angeordnet werden. Die 

Frage ist - das kann nach meiner Auffassung die 

Landesregierung sehr wohl klären -, wer die zu-

ständige Behörde ist, weil diese Behörde die Ent-

scheidung dann auch alleine treffen kann bzw. es 

hier in der Region Hannover dann auch auf diese 

zuständige Behörde übertragen werden sollte. 

Auf welcher Rechtsgrundlage gehen Sie davon 

aus, dass die Landesregierung zwingend daran 

gehalten ist, dass Seuch-Maßnahmen nur von 

den örtlichen Gesundheitsämtern - im Übrigen 

übertragener Wirkungskreis - angeordnet werden 

können? Ich kann diese Rechtsauffassung nicht 

nachvollziehen. 

Abg. Mareike Wulf (CDU): Wenn man es so ma-

chen würde, müsste man aber natürlich darüber 

nachdenken, was dies für Folgen hätte. Man hät-

te dann sehr unterschiedliche Entscheidungen. 

Und es stellt sich auch die Frage, was passiert, 

wenn Kinder ungerechtfertigt in Quarantäne ge-

schickt werden, was ja durchaus passieren kann. 
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Mir hat sich noch nicht ganz erschlossen, warum - 

nachdem eine Infektionsschutzmaßnahme ergrif-

fen wurde - die Schule ins Szenario B wechseln 

muss. Eigentlich würde man ja denken, dass eine 

Quarantänemaßnahme dazu führt, dass alle Per-

sonen, die sich theoretisch angesteckt haben 

könnten, aus dieser Schule entfernt werden, da-

mit der Schulbetrieb weitergehen kann. Haben 

Sie eine Begründung dafür, warum das Szena-

rio B dann trotzdem angeordnet werden muss? 

Man müsste doch denken, dass die Infektions-

schutzmaßnahme an sich eigentlich reichen wür-

de. Dann wäre der Schulbetrieb auch einfacher 

zu handhaben. 

Abg. Julia Willie Hamburg (GRÜNE): Sie haben 

gerade gesagt, bei richtigen Hotspots gehe man 

automatisch in Szenario B. Man könnte aber viel-

leicht noch Zwischenstufen einziehen. Man könn-

te ja festlegen, dass ein Schulleiter bzw. die Ver-

ordnung Szenario B anordnet, sobald ein positi-

ver Fall auftaucht. Oder auch wenn das Gesund-

heitsamt sagt, dass es gerade ein Vollzugsprob-

lem hat. Dann könnte man bei einem positiv ge-

testeten Fall vorsorglich in Szenario B wechseln. 

Wäre das Ihrer Meinung nach möglich? 

Bislang habe ich mich mit dem Thüringer Modell 

noch nicht beschäftigt. Ich habe gehört, dass es 

dort eine Verordnung gibt, die durchaus sogar 

schulscharfe Maßnahmen erlaubt, weil Kriterien 

vorgegeben wurden, wann bestimmte Maßnah-

men jeweils an den Schulen ergriffen werden 

müssen. Wäre dies in Niedersachsen nicht auch 

denkbar, zumal Sie ja mit dem neu aufgelegten 

Rahmenhygieneplan durchaus schon sehr viel dif-

ferenzierter und klarer gesagt haben, bei welchen 

Inzidenzen welche Maßnahmen ergriffen werden 

sollen? 

MR Nolte (MK): Zur letzten Frage: Auch in Nie-

dersachsen sind schulscharfe Infektionsschutz-

maßnahmen möglich. Dies wird auch gemacht. 

Wir haben in verschiedenen Bereichen - bei-

spielsweise Stadt und Landkreis Osnabrück - 

Verschärfungen der Corona-Verordnung. Dort ist, 

wenn ich richtig informiert bin, auch die Masken-

pflicht im Szenario B angeordnet. Außerdem wur-

den beispielsweise der Sportunterricht und die 

Benutzung von Sporthallen komplett gestrichen. 

Eine Stadt oder ein Landkreis kann also die Maß-

nahmen verschärfen, in Bezug auf das Land-

kreisgebiet und auch in Bezug auf bestimmte 

Schulen. Dies wäre möglich, und es passiert 

auch. 

Frau Wulf, die Idee hinter der von Ihnen ange-

sprochenen Maßnahme ist folgende: Eine Inzi-

denz von 100 in einem Landkreis oder einer kreis-

freien Stadt ist schon relativ hoch. Wenn wir dann 

noch eine konkrete Infektionsschutzmaßnahme 

an der Schule haben, die eine komplette Lern-

gruppe, Klasse oder sogar einen Jahrgang be-

trifft, dann ist die Wahrscheinlichkeit, dass viel-

leicht noch weitere Schülerinnen und Schüler an 

der Schule auch betroffen sein könnten, relativ 

hoch. Deswegen soll dann das Infektionsrisiko 

dadurch minimiert werden, dass wir in das Szena-

rio B wechseln. Wir wissen ja nicht immer genau, 

wer im Einzelnen infiziert ist. Es gibt ja eine 

14-tägige Inkubationszeit. Von daher ist im Grun-

de die Überlegung: Wenn das Virus schon in der 

Schule aufgetaucht ist und die Schule betroffen 

ist, gehen wir vorsorglich für eine gewisse Zeit in 

das Szenario B, und zwar für die Zeit der Infekti-

onsschutzmaßnahmen. 

Herr Försterling, bezüglich der unterschiedlichen 

Rechtsauffassungen: Ich bin nach wie vor der 

Rechtsauffassung, dass die zuständige Behörde 

nur das Gesundheitsamt sein kann, das auch die 

fachliche Kompetenz hat, Infektionsschutzmaß-

nahmen zu treffen. Diese Befugnis kann nicht auf 

Behörden, die keine Gesundheitsbehörden sind - 

hier in diesem Falle Schulbehörden - übertragen 

werden. 

Abg. Björn Försterling (FDP): Gestern wurde im 

Laufe des Tages ein neuer Rahmenhygieneplan 

an die Schulen gesandt, der zumindest überall 

dort zu Irritationen geführt hat, wo es offene 

Ganztags-Angebote an Schulen gibt. Heute Mor-

gen erreichte die Schulen um kurz nach 6 Uhr ei-

ne E-Mail aus dem Kultusministerium, dass es zu 

Irritationen im Ganztagsbereich gekommen sei. 

Es habe Unstimmigkeiten zwischen den Ausfüh-

rungen im Rahmenhygieneplan im Bereich Ganz-

tag und den Ausführungen im Leitfaden des Mi-

nisteriums gegeben. Die Schulen wurden gebe-

ten, sich bei der Organisation ihres Ganztags an 

den Ausführungen im Leitfaden zu orientieren 

und die Hinweise im Rahmenhygieneplan zu ver-

nachlässigen. Dies ist durchaus irritierend, weil in 

der Corona-Verordnung auf den Rahmenhygie-

neplan abgestellt wird und nicht auf den Leitfaden 

des Ministeriums. Wonach sollen sich die Schul-

leiterinnen und Schulleiter richten? Wann können 

sie damit rechnen, dass es eine neue Version des 

Rahmenhygieneplans gibt, auf den sie sich ver-

lassen können, weil alle Fehler und Irritationen 

ausgemerzt worden sind? 
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GSD Stöber (MK): Beim Abgleich dieser beiden 

Punkte hat es tatsächlich einen Fehler gegeben. 

Im Rahmenhygieneplan steht etwas anderes als 

im Leitfaden. Ich habe den Schulleitungen mitge-

teilt, dass zunächst die Ausführungen im Leitfa-

den Gültigkeit haben. Denjenigen, die im Übrigen 

mit sehr viel Verständnis nachgefragt haben, ha-

be ich mitgeteilt, dass ein - ausschließlich in die-

sem Punkt - überarbeiteter Rahmenhygieneplan 

folgen wird. 

* 

MDgt’in Wenzel (MK): Schutzpaket Corona: Das 

Land Niedersachsen stellt kurzfristig 45 Millionen 

Euro für zusätzliches Personal und schulische 

Corona-Schutzmaßnahmen zur Verfügung. Es 

geht um zwei Säulen: einmal um die personelle 

Unterstützung und zum anderen um die Hardware 

zur Corona-Abwehr. 

Zur personellen Unterstützung: Im Umfang von 

25 Millionen Euro können die niedersächsischen 

Schulen für ein halbes Jahr rund 5 000 pädagogi-

sche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf 450 Eu-

ro-Basis einstellen. Für jede Schule steht in Nie-

dersachsen damit mindestens eine zusätzliche 

Kraft zur Verfügung. Insbesondere geht es da-

rum, kleine Schulen mit einem geringen Budget 

zu entlasten. Die personelle Unterstützung durch 

pädagogische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

setzt sich zusammen aus 20 Millionen Euro für 

unterstützendes, nicht lehrendes Personal, also 

rund 4 800 Personen, sowie 5 Millionen Euro für 

lehrendes Personal. Das sind in der Regel Studie-

rende oder Absolventinnen und Absolventen ei-

nes Lehramtsstudiums mit rund 250 Personen. 

In einem vereinfachten und beschleunigten Ein-

stellungsverfahren können die Schulen Personal 

auswählen. Die konkrete Vertragsgestaltung 

übernimmt, damit es für die Schulen entlastend 

ist, die Landesschulbehörde. Ziel ist es, mit Be-

ginn Dezember Einstellungen zu realisieren, also 

schnellstmöglich, damit es im Schulalltag zu 

schnellen Entlastungen der Kollegien kommt. Das 

heißt, es soll entlastet werden bei außerunter-

richtlichen Tätigkeiten, der Pausenaufsicht, bei 

der Betreuung und Beaufsichtigung von Klein-

gruppen, bei schulleitungsunterstützenden Ver-

waltungstätigkeiten wie Telefondienste, Ablage, 

Listenführung usw. 

Der zweite Teil des Corona-Schutzpaketes betrifft 

die 20 Millionen Euro für die sächliche Schutzaus-

stattung der Schulen. Angeschafft werden können 

damit Plexiglasschutzwände, CO2-Ampeln oder 

Wechselmasken als Ersatz z. B. für durchfeuchte-

te oder von Schülerinnen und Schülern verges-

sene Mund-Nase-Bedeckungen. Unter bestimm-

ten Bedingungen können im Einzelfall unterstüt-

zende Luftfilteranlagen beschafft werden, z. B 

wenn zusätzliche Räumlichkeiten benötigt wer-

den, weil Schulen in das Szenario B wechseln 

und sich der Raumbedarf kurzfristig erhöht. Das 

ist eine verstärkende und eine flankierende Maß-

nahme für das Lüftungskonzept 20-5-20. 

Mit den 20 Millionen Euro für Corona-Schutz-

maßnahmen stehen damit im Landesschnitt pro 

Schülerin und Schüler rund 20 Euro zur Verfü-

gung. Die Strukturen in den Kollegien und die Be-

darfe sind ebenso unterschiedlich, wie es die 

Ausstattung der Schulen sind. Eine Vor-Ort-

Beschaffung wird also einer zentralen Vorgabe 

vorgezogen, sodass die kommunalen Schulträger 

daher die Gelder für, in dem Fall, bedarfsgerechte 

Anschaffungen bürokratiearm an die Schulen wei-

terleiten sollen. In der jeweiligen Schule kann 

dann konkret über die Verwendung und über die 

Bedarfe entscheiden werden bzw. bedarfsgerecht 

entschieden werden. 

Der Startschuss ist schon gefallen. Stichtag war 

der 17. November 2020. Mit diesem Programm 

geben wir Städten und Gemeinden eine Sonder-

förderung und unterstützen sie bei den Maßnah-

men. Das ist im Prinzip eine Sicherheitsmaßnah-

me für den Schulbetrieb, auch zur Unterstützung 

der Städte und Gemeinden. 

Abg. Julia Willie Hamburg (GRÜNE): Vielen 

Dank. Mich würde zu der Frage des Personals in-

teressieren, wie Sie dieses auf die Schulen vertei-

len wollen. Wenn ich es richtig gerechnet habe - 

es kann sein, dass das nicht ganz stimmt -, sind 

das in etwa anderthalb 450-Euro-Stellen pro 

Schule. Wie viel Entlastungseffekt erhoffen Sie 

sich dadurch? Wie zuversichtlich sind Sie, dass 

Sie die 450-Euro-Stellen, das sind ja keine sehr 

attraktiven Stellen, auch wirklich besetzen kön-

nen? 

Zu den sächlichen Ausstattungen: Habe ich es 

richtig verstanden, dass Sie den Landkreisen das 

Geld geben? Ist das pro Schule gleich viel? Be-

kommen es die Schulen direkt? Bekommen sie es 

einmalig? Wie wird das Geld verteilt? Am Ende ist 

es pro Schule für ein halbes Jahr doch gar nicht 

so viel, als dass man damit viel machen könnte. 

Was wird eine Schule im Idealfall an Geld erhal-

ten? Was soll damit passieren? Planen Sie als 
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Land beispielsweise zentral FFP2-Masken anzu-

schaffen, sodass sie kostengünstiger werden? 

Sonst kommt man alleine schon bei der Anschaf-

fung von FFP2-Masken für ein Kollegium von 100 

Lehrkräften an die Grenze des Möglichen. 

Mich würde weiterhin interessieren, was die Aus-

nahmegenehmigungsbedingungen für diese Luft-

filter sind. Sie haben gesagt, ergänzend zu 20-5-

20. Was heißt das aber genau? Wen betrifft das? 

Sie haben gesagt, dass zur Vereinfachung die 

Stellen direkt von der Landesschulbehörde abge-

schlossen werden sollen. Das haben Sie ja bei-

spielsweise einmal zur Entlastung von Grund-

schulen eingeführt. Die Schulen mussten dann 

Handakten führen und das Ganze trotzdem paral-

lel organisatorisch begleiten. Das war am Ende 

nicht wirklich eine von den Schulleitungen als ent-

lastend wahrgenommene Maßnahme. Wie möch-

ten Sie das an dieser Stelle ausgestalten, sodass 

es wirklich entlastend wird? 

Abg. Björn Försterling (FDP): Wann werden die 

entsprechenden Förderrichtlinien veröffentlicht? 

Wie haben die Kommunen vor, mit dem Kassen-

schluss umzugehen, wenn die Mittel in das säch-

liche Schulbudget eingespielt werden? Die Lan-

deshauptstadt Hannover hat beispielsweise einen 

sehr frühen Kassenschluss, sodass die Schullei-

ter ab einem gewissen Zeitpunkt gar nichts mehr 

aus diesem Schulbudget ausgeben können. 

Mich würde auch interessieren, woher das Geld 

kommt. Der Minister hat gesagt, dass das einmal 

Corona-Mittel seien, aber es seien auch Haus-

haltsreste. Dazu würde mich die Aufteilung inte-

ressieren. Soll das Geld aus dem Ersten Nach-

trag Corona oder aus dem Zweiten Nachtrag 

Corona kommen? Zumindest für den zweiten 

Nachtrag wäre eine Mittelfreigabe durch den Aus-

schuss für Haushalt und Finanzen notwendig. 

MDgt’in Wenzel (MK): Zu den Fragen hinsichtlich 

der personellen Unterstützung und der sächlichen 

Ausstattung, inklusive der finanziellen Fragen, die 

Sie, Herr Försterling, gestellt haben, wird Herr 

Maschke antworten, um das gesamte Förderpro-

grammen einmal zusammenzubinden. 

Zu der Frage des Entlastungseffektes durch per-

sonelle Unterstützung: Es ist tatsächlich so, dass 

die Verteilung auf die Schulen sehr eng mit der 

Landesschulbehörde abgesprochen ist und an 

der Stelle die Landesschulbehörde eine stark 

steuernde Funktion hat. Sie haben gerechnet: 

1,5 Stellen pro Schule. Ein Gießkannenprinzip ist 

an der Stelle sicherlich nicht das richtige Mittel. 

Die Landesschulbehörde hat bereits auf ihrer 

Homepage veröffentlicht, dass sie sich Stellen-

ausschreibungen bzw. Bewerbungen wünscht. 

Sie ist an der Stelle schon aktiv geworden, um 

das Verfahren selbst aktiv zu betreiben. 

Die andere Frage war, wo wir die Leute herbe-

kommen. Das ist sicherlich eine ganz berechtigte 

Frage, gerade vor dem Hintergrund der ja auch 

außerhalb von Corona diskutierten Personaleng-

pässe, die wir an allen Stellen haben. Das betrifft 

ja nicht nur die Schulen, sondern auch die Ge-

sundheitsämter. Das ist eine berechtigte Frage. 

Auf der anderen Seite sprechen wir gezielt Lehr-

amtsstudierende und andere Studierende an. Da 

wir wissen, dass dort bestimmte Verdienstmög-

lichkeiten entfallen, halte ich es durchaus für eine 

berechtigte Hoffnung, dass wir auf Studierende 

zurückgreifen können, die sicherlich für uns auch 

qualitativ eine Zielgruppe sind, die wir uns in dem 

Zusammenhang wünschen. 

Insofern kann es da einen Effekt geben, den wir 

nutzen können. Ansonsten haben wir für die be-

fristete Tätigkeit und für die Tätigkeit auf 450-

Euro-Basis weiterhin die Hoffnung, dass wir kurz-

fristig Personal, das sich ansonsten aufgrund von 

Erziehung oder anderen pflegerischen Verpflich-

tungen nicht festlegen würde, doch für diese kur-

ze Zeit - und in dieser besonderen Zeit - zur Ver-

fügung gestellt bekommen. 

Die Landesschulbehörde hat auf ihrer Homepage 

aufgerufen, dass man sich direkt an einer Schule 

bewerben kann. Wie gesagt: Dann wird eine Ver-

teilung über die Landesschulbehörde vorgenom-

men, um bedarfsgerecht mit unterstützen und 

steuern zu können. 

Ich möchte zum Förderprogramm an Herrn 

Maschke weitergeben, damit wir sowohl die Ab-

stimmung mit den kommunalen Spitzen als auch 

die Haushaltsfragen und auch die Verwendung 

zusammenfassend klären können. 

MR Maschke (MK): Frau Hamburg, Sie hatten 

gefragt, wie der Zahlungsweg sein soll und die 

Verteilung der Mittel. Der Zahlungsweg wird der-

gestalt sein, dass die Schulträger bedacht wer-

den. Es wird keine Zahlung an die Schulen direkt 

geben. Das ist aus haushalterischen Gründen 

nicht möglich. Die 20 Millionen Euro für die säch-

liche Schutzausstattung stammen aus dem zwei-

ten Nachtrag, aus dem Sondervermögen CO-
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VID-19. Dieses COVID-19-Sondervermögen ist 

finanziert durch Notlagenkredite. Diese Notlagen-

kredite können nur an Dritte ausgezahlt werden. 

Das bestimmt sich nach dem Gesetz über das 

Sondervermögen. Dort ist die Zweckbestimmung 

enthalten. Das Geld darf auf keinen Fall in den 

Landeshaushalt gehen. 

Das Schulbudget des Landes ist aber ein 427er-

Titel. Das ist Teil des Landeshaushalts. Dann 

würden wir das Geld sozusagen an uns selber 

auszahlen. Wenn Teile nicht abflössen, würden 

diese im Landeshaushalt untergehen. Darum su-

chen wir den Weg über den Schulträger. Der 

Schulträger ist ein Dritter, nämlich eine Kommu-

ne. Und der Schulträger erhält das Geld nach 

Maßgabe unserer Förderrichtlinie. Die stellt da-

rauf ab, dass es pro Kopf der Schülerinnen und 

Schüler in den einzelnen Schulen, die in Träger-

schaft des jeweiligen Schulträgers betrieben wer-

den, ausgezahlt wird.  

Ein Landkreis ist in der Regel ein Schulträger von 

den Berufsbildenden Schulen, von den weiterfüh-

renden Schulen, eine Kommune in der Regel von 

Sek I- und Primarschulen. Wir haben eine Liste, 

aus der jeder Schulträger ersehen kann, wie hoch 

die Mittel sind, die ihm zugewiesen werden. Im 

Grunde ist das derselbe Weg wie bei dem Sofort-

ausstattungsprogramm für Endgeräte. Unser Plan 

ist, dass der Schulträger diese Summe in das 

sächliche Budget übertragen kann. Er muss es 

aber nicht. Er muss aber in jedem Fall - das wer-

den wir verbindlich vorgeben - das Geld für über-

tragbar erklären, sodass es auch in das nächste 

Jahr wandern kann. 

Mit dem Kassenschluss sehe ich, ehrlich gesagt, 

keine Probleme, weil das Geld erst einmal kas-

senmäßig abfließen muss. Die Schulträger müs-

sen gemeinsam mit den Schulen entscheiden, für 

welche Dinge die Finanzmittel benötigt werden. 

Was soll angeschafft werden? Dann muss das 

beschafft werden, und irgendwann kommt die 

Rechnung, die beglichen werden muss. Das ist 

aber der letzte Schritt. 

Zu den Fragen: Warum binden wir die Landes-

schulbehörde bei der Vertragsgestaltung oder bei 

der Abwicklung der Arbeitsverträge mit ein? Ist 

das tatsächlich eine Entlastung? Wir haben fest-

gesetzt, dass wir dafür maximal ein Budget von 

25 Millionen Euro in die Hand nehmen wollen. Wir 

haben einmal ausgerechnet, wie viel mit 25 Mil-

lionen Euro personell umgesetzt werden kann. 

Wir haben gefragt: Wie ist es denn, wenn man 

5 Millionen Euro für Bachelorabsolventen nimmt, 

und der Rest wird für 450-Euro-Kräfte genom-

men? 5 Millionen Euro für Bachelorabsolventen, 

beschäftigt über sieben Monate, mit einer 50-

prozentigen Tätigkeit. Je nach dem wie sie ein-

gruppiert werden - zwischen E 9 und E11 -, 

kommt heraus, dass 250 Köpfe eingestellt werden 

können, also 125 Vollzeiteinheiten dafür zur Ver-

fügung stehen. 

Der große Rest wären Minijobber. Das wären un-

gefähr 4 800 Verträge. Bei den 450-Euro-Jobbern 

könnte man denken: Die Person bekommt 

450 Euro, und dann ist es gut. - Diese Personen 

werden aber Beschäftige des Landes Nieder-

sachsen, also Mitarbeiterin bzw. Mitarbeiter im öf-

fentlichen Dienst. Das heißt, sie müssen entspre-

chend ihrer Tätigkeit und entsprechend ihrer Vor-

bildung eingruppiert werden. Das ist keine einfa-

che Angelegenheit. 

Die Frage, wie viele Stunden die Minijobber arbei-

ten, hängt davon ab, wie viel sie verdienen, und 

das hängt wiederum davon ab, wie sie einzu-

gruppieren sind. Dazu gibt es tarifvertragliche 

Regelungen. Darum machen wir das über die 

Landesschulbehörde. Wir haben nach den Vor-

schriften des Teilzeit- und Befristungsgesetzes 

hier in aller Regel sachgrundlose Befristungen. 

Das heißt, diese Arbeitsverträge müssen mindes-

tens sechs Monate laufen. Sie können nicht kür-

zer sein, weil das sonst gegen die Vorschriften 

des Teilzeit- und Befristungsgesetzes verstieße. 

Dieses Gesetz ist durchaus kompliziert und bietet 

viele Fallstricke. Es gibt sehr viel Rechtsprechung 

dazu. Wir sind zu der Überzeugung gekommen, 

dass das eine Schulleitung überfordern würde, 

weil diese arbeitsrechtlichen Kenntnisse in einer 

Schule nicht vorhanden sein können. Darum wol-

len wir das aus den genannten Gründen zweck-

mäßigerweise bei der Landesschulbehörde bün-

deln. Das ist eine anspruchsvolle Rechtsmaterie. 

Zur sächlichen Ausstattung: Wann ist ein Lüf-

tungsgerät förderfähig? Die Förderfähigkeit von 

Lüftungsgeräten soll in der Tat subsidiär sein. Wir 

sind nach Gesprächen mit den kommunalen Spit-

zen, die wir natürlich vor der Veröffentlichung der 

Pläne geführt haben, dazu gekommen, dass wir 

das nur in diesen Fällen machen wollen, wo wir 

einen Raum haben, der für unterrichtliche Zwecke 

benötigt wird, der aber nicht durch Fensterlüftung 

belüftet werden kann. 
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Der Grundsatz, dass die Lüftung durch das Öff-

nen der Fenster 20-5-20 durchgeführt wird, bleibt 

weiterhin bestehen. Ansonsten hätten wir die Be-

fürchtung, die von den kommunalen Spitzen zu 

Recht geäußert wurde: Wenn wir in einem ganz 

normalen durch Fensterlüftung zu belüftenden 

Klassenraum die Anschaffung eines Luft- oder 

Reinigungsgerätes fördern würden, dann hätten 

wir einen Dammbruch. Dann wünschen sich El-

tern, dass das in jedem Klassenraum eingesetzt 

wird. Das ist finanziell gar nicht darstellbar. Es ist 

nicht nur finanziell nicht darstellbar. Wenn wir ein 

Schulgebäude mit 20 Klassenräumen haben, 

dann ist es häufig so - bei älteren Gebäuden -, 

dass die Stromversorgung gar nicht hinreichend 

ist, um die Geräte gleichzeitig zu betreiben. 

Wir sind dabei, eine Förderrichtlinie abzustimmen. 

Gerade hat die Bearbeitung im Haus stattgefun-

den; dann müssen wir diese Förderrichtlinie erst 

einmal innerhalb der Landesregierung abstim-

men, das heißt, wir müssen das MF und das MI 

mit einbinden. Dann geht diese Förderrichtlinie in 

ein Anhörungsverfahren. Das würden wir mit ei-

ner verkürzten Frist von 14 Tagen durchführen. 

Sobald es in der Landesregierung geeint ist, wür-

den wir sie den kommunalen Spitzenverbänden in 

der von der Landesregierung geeinten Fassung 

vorab zur Verfügung stellen. Wenn Sie das wün-

schen, könnten wir auch den Entwurf zugleich 

dem Kultusausschuss übersenden. 

Die Förderrichtlinie wird nicht morgen in Kraft tre-

ten. Das ist aber unschädlich, weil wir darüber in-

formiert haben, dass die Höhe der Förderung 

20 Euro, grobgerechnet, pro Schülerin und Schü-

ler ist. Im Entwurf der Förderrichtlinie wird eine 

Liste aller Schulträger enthalten sein, aus der 

man die exakte Summe entnehmen kann. 

Vorzeitiger Beginn der Maßnahme ist der 17. No-

vember, das ist ein Tag nach der Pressekonfe-

renz des Ministers. Das heißt, die Anschaffungen 

können im Grunde schon heute geplant werden, 

weil man grob absehen kann, wie viel Geld auf 

einen zukommt. Das ist nicht förderschädlich, weil 

wir einen vorzeitigen Maßnahmebeginn ab 

17. November haben. Das werden wir sicherlich 

auch nicht ändern. 

Wenn ich es richtig sehe, gab es von Herrn Förs-

terling noch die Frage nach der Mittelherkunft. Wir 

haben einmal 20 Millionen Euro für die sächliche 

Schutzausstattung von Schulen. Das wird finan-

ziert aus dem Corona-Sondervermögen. 

Abg. Björn Försterling (FDP): Erster Nach-

trag? 

MR Maschke (MK): Nein, das Corona-Sonder-

vermögen steht im Zweiten Nachtrag. Im Ersten 

Nachtrag ist ein großer Ausgabetitel in Kapitel 

1302, TGr. 63, in dem mehrere Hundert Millionen 

Euro enthalten sind. Das war aber noch kein 

Sondervermögen. 

Es laufen jetzt die Arbeiten im MF, den Finanzie-

rungsplan des Sondervermögens zu überarbei-

ten, weil dort bestimmte Punkte enthalten sind, zu 

denen Bedarfe in den letzten Monaten ange-

nommen wurden, die sich aber noch nicht konkre-

tisiert haben. Auf der anderen Seite entstehen 

andere Bedarfe. Mitte Dezember ist eine Kabi-

nettsbefassung geplant. Meines Erachtens geht 

das Ganze noch in den Ausschuss für Haushalt 

und Finanzen. Daraus werden die 20 Millionen 

Euro finanziert, und zwar durch Umwidmung von 

bereits im Sondervermögen etatisierten Mitteln. 

Die personellen Ansätze in Höhe von 20 Millionen 

Euro werden aus dem Personalkostenbudget er-

wirtschaftet. Die Verträge werden befristet sein 

bis 31. Juli 2021 maximal. Das heißt, die Stellen, 

die wir dafür sperren müssen, stehen zum Ein-

stellungsstichtag 1. August 2021 zur Verfügung. 

Also, bis zu einer Höhe von 20 Millionen Euro aus 

eigenen Mitteln. Weitere 5 Millionen Euro werden 

durch das MF unterstützt. 

Abg. Harm Rykena (fraktionslos): Eben gerade 

wurde davon gesprochen, dass die Personen, die 

geringfügig beschäftigt eingestellt werden sollen, 

Studenten bzw. 450-Euro-Kräfte sind. Was ist mit 

Kräften, die schon einen 450-Euro-Vertrag haben, 

beispielsweise Betreuungskräfte, die beispiels-

weise in der 1. Stunde und in der 6. Stunde Auf-

gaben wahrnehmen könnten? Erweitern die ihren 

Arbeitsumfang? Sie würden damit über 450 Euro 

kommen. Ist das möglich? 

MDgt’in Wenzel (MK): Die Aufstockung von be-

reits bestehenden geringfügigen Beschäftigungs-

verhältnissen ist wirklich nicht ganz einfach. Wir 

haben aber einen Weg gefunden, in bestimmten 

Fällen eine Aufstockung zu ermöglichen. Wir 

müssen aber sehr genau gucken, wann welche 

Grenzen der Beschäftigung und der Sozialversi-

cherungspflicht überschritten werden. Das heißt, 

wenn jemand eine Aufstockung wünscht, müssen 

wir den Einzelfall mit der Person und den sich er-

gebenen Nachteilen konkret besprechen. Die 

grundsätzliche Möglichkeit besteht. Das kann 
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man machen. Man kann das nicht pauschalieren. 

Man muss sehr genau gucken, wie sich das im 

Einzelfall auf das Beschäftigungsverhältnis aus-

wirkt. Grundsätzlich ist das also möglich, aber ta-

rifrechtlich gebunden an das Teilzeit- und Befris-

tungsgesetz und an die Rechtsprechung des 

Bundesarbeitsgerichtes. Das bedarf einer gründli-

chen Prüfung durch die Landesschulbehörde. Es 

ist aber vorbereitet, und die Fallkonstellation ist im 

Blick. 

Abg. Harm Rykena (fraktionslos): Wenn das so 

kompliziert ist: Wer bearbeitet das dann? Mit wem 

muss sich die Schulleitung in Verbindung setzen? 

MDgt’in Wenzel (MK): In Verbindung setzen 

muss man sich selbstverständlich mit der Lan-

desschulbehörde. Da sind wir in einer konkreten 

Abstimmung mit der Landesschulbehörde. Diese 

Fallkonstellationen werden gerade aufgearbeitet 

und konkret an die Landesschulbehörde zurück-

gegeben. Es ist nur im Einzelfall schwer zu be-

trachten. Die Grundsätze werden wir natürlich 

vorgeben. Wir könnten jetzt keine Auskunft ge-

ben, die für alle Fälle der Aufstockung gilt, son-

dern es muss im Einzelfall geguckt werden, dass 

die Person dadurch keine Nachteile hat. 

Abg. Julia Willie Hamburg (GRÜNE): Habe ich 

es richtig verstanden, dass die Liste, wie viel Geld 

welche Kommune bekommt, in der Förderrichtli-

nie enthalten ist? 

Mich würde trotzdem noch interessieren - das 

hatten Sie noch nicht beantwortet - was Ihre Ziel-

vorstellung ist, was mit diesen 20 Millionen Euro 

Investitionsmitteln passiert. Die Kommune darf of-

fensichtlich - das ist auch eine Frage - selbst ent-

scheiden, welche Schulen wie profitieren? Sie 

geben das Geld dem Schulträger und der ent-

scheidet, wie er es verteilt und was damit pas-

siert. Darf die Kommune zur Abwicklung der Gel-

der Stellen selber schaffen? Was ist Ihre Zielvor-

stellung, in der Besprechung mit den Kommunen, 

was damit passiert? 

Wenn das Geld wirklich per Gießkannenprinzip 

verteilt würde, dann wären große Einheiten mit 

der Beschaffung von FFP2-Masken relativ schnell 

am Ende. Man könnte es realistisch für Risiko-

gruppenlehrkräfte einsetzen und nicht flächende-

ckend für alle. Es ist ja eine überschaubare 

Summe, da Sie nicht mehr zur Verfügung haben. 

Gerade deswegen ist entscheidend, was damit 

passiert. 

Schaffen Sie FFP2-Masken zentral als Land an, 

um sie kostengünstiger abzugeben? 

Abg. Björn Försterling (FDP): Meine Frage be-

zieht sich auf die Mittel für das Personal. Sie ha-

ben gesagt, dass die Mittel selbst zu erwirtschaf-

ten sind. Jetzt wird ein Großteil dieser Kosten auf 

das Jahr 2021 entfallen. Sie haben auch gesagt, 

dass das befristet ist und deswegen die Stellen 

zum 1. August, die dafür blockiert werden müs-

sen, dann wieder zur Verfügung stehen. 

Mir stellt sich schon die Frage, wie diese rund 

20 Millionen Euro - ein Teil kommt aus dem MF - 

genau erwirtschaftet werden. Hat das Auswirkun-

gen auf die Stellenbesetzung zum 1. Februar 

2021? Ich stelle mir vor, dass man einen Haushalt 

so plant, dass man die Stellen zum 1. Februar 

2021 besetzt und dann den Bedarf zum 1. August 

2021 besetzt und dann nicht noch unbedingt 

mehrere Millionen Euro an Puffer hat, um schon 

Anfang des Jahres mit Ausgaberesten zu wirt-

schaften. Wie vollzieht sich das Prozedere? Hat 

das Auswirkungen auf Stellenbesetzungen zum 

1. Februar 2021? 

MDgt’in Wenzel (MK): Zu den FFP2-Masken: Na-

türlich wäre grundsätzlich eine zentrale Beschaf-

fung, die insgesamt preiswerter sein könnte, 

denkbar. Angesichts der Verteilung der Mittel an 

die Kommunen könnte man an dieser Stelle aber 

eher den Weg gehen, dass man die Kommunen 

bittet, über das KomZet zu beschaffen. Das heißt, 

dass sich die Kommunen an das KomZet wenden 

können, um dort FFP2-Masken aus dem Bestand 

zu kaufen. 

Das wäre eine Möglichkeit. Eine ganz zentrale 

Beschaffung des Landes halte ich aus dem 

Grund für wirklich sehr fragwürdig, weil die fachli-

che Diskussion um die FFP2-Masken sehr unein-

heitlich ist. Es ist nicht damit zu rechnen, dass es 

eine flächendeckende Ausstattung gibt, oder, 

dass alle Schulen einen Bedarf an flächende-

ckender Ausstattung mit FFP2-Masken sehen 

werden. 

Ich glaube, auch hier wird es eine sehr unter-

schiedliche Bestellung von FFP2-Masken geben. 

Wir werden, wenn wir merken, dass es tatsächlich 

einen Bedarf gibt, mit dem KomZet Kontakt auf-

nehmen, um zu hören, ob man den Schulträgern 

anbieten kann, dass sie dort Kontingente abrufen 

können und das aus dem Budget bezahlen. 
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MD Maschke (MK): Herr Försterling, zu den Stel-

len. Das Ergebnis vorweggeschickt: Es wird we-

der eine Verringerung der Einstellungsmöglichkei-

ten für Lehrkräfte am 1. Februar 2021 geben, 

noch Verringerungen von Einstellungsmöglichkei-

ten zum 1. August 2021. 

Der Minister hat in seiner Haushaltseinbringung 

dargestellt, wie viele Stellen im nächsten Jahr be-

setzt werden sollen. Es gibt keinerlei Einschrän-

kungen. Wir haben im allgemein bildenden Schul-

bereich ein großes Personalkostenbudget. Ich 

glaube, das sind rund 4 Milliarden Euro. 22 Millio-

nen Euro von 4 Milliarden Euro: Das ist noch nicht 

einmal ein halbes Prozent. Das ist ein marginaler 

Betrag. 

Wir steuern das Personalkostenbudget als Gan-

zes über ein Beschäftigungsvolumen, wo eine 

Anzahl von Einstellungsmöglichkeiten enthalten 

ist, im Personalkostenbudget, also Geld. Wir dür-

fen eine der Grenzen überschreiten, aber nicht 

beide Grenzen. Das Verhältnis zueinander wird 

durch das Finanzministerium festgelegt. Das 

heißt, wenn ich ein Beschäftigungsvolumen habe: 

Wie viel Geld kommt dabei heraus, das in den 

Haushalt eingestellt wird? 

Wir legen nicht fest, wie viel Euro dort drinsteht, 

sondern nur das Beschäftigungsvolumen. Es hat 

sich in den letzten Jahren so ergeben, dass wir 

monetär Luft haben. Bleibt am Ende Geld übrig, 

verfällt es am 31. Dezember. Wir können schon 

absehen, wie viel Luft wir für 2021 haben, wie viel 

wir für Neueinstellungen brauchen, wie viel wir 

gedanklich zurücklegen müssen für künftige Ein-

sparauflagen des MF und wie viel Luft wir dann 

noch haben. Die 20 Millionen Euro sind darstell-

bar, ohne dass es zu Einschränkungen bei den 

Einstellungsmöglichkeiten für Lehrkräfte kommen 

wird. Das kann ich Ihnen wirklich versprechen. 

Wenn man weiterdenkt: Im Jahre 2022/2023 wird 

so etwas, nach dem heutigen Zuschnitt, nicht 

mehr möglich sein. Das hat der Minister auch 

dargelegt. Wir kommen dann an eine Grenze. Im 

Moment ist es möglich. Vor fünf Jahren wäre es 

auch nicht möglich gewesen. Das ist ein bisschen 

Haushaltstechnik. 

Das hat auch etwas damit zu tun, welche Alters-

gruppen wir haben. Wie ist das Durchschnittsal-

ter? Wie viel kostet uns tatsächlich eine Lehr-

kraft? Wenn viele ältere teure Lehrkräfte aus-

scheiden und junge relativ kostengünstige Lehr-

kräfte da sind, dann verändert sich das. 

Sie haben gefragt, wie das Geld auf die Schulen 

verteilt wird. Das entscheidet der Schulträger. Ich 

gehe davon aus, auch aus kommunalpolitischer 

Erfahrung, dass der Schulträger sich nicht hin-

setzt und willkürliche Entscheidungen trifft - ich 

glaube, das ist vor Ort überhaupt nicht durchzu-

halten -, sondern dass man im Einvernehmen mit 

den Schulen entscheidet. 

Eine Stelle wird aus diesen Fördergeldern nicht 

zu finanzieren sein. Sie haben bereits gesagt, 

dass es runtergebrochen auf den Schulträger gar 

nicht so viel Geld ist. Ich hielte es auch für völlig 

unangemessen, dass man einen zusätzlichen 

Stellenbedarf anmelden würde, um diese Gelder 

zu verwalten. Wir werden in der Förderrichtlinie 

ausdrücklich den Weg aufzeigen, dass das Geld 

dem sächlichen Schulbudget zur Verfügung ge-

stellt werden kann. Es sollen in erster Linie die 

Schulen entscheiden, wie das Geld eingesetzt 

wird. 

Die Fördermöglichkeiten, die wir mit der Richtlinie 

eröffnen wollen, hat der Minister bereits darge-

stellt. Frau Wenzel hat es gerade noch einmal 

wiederholt. Es ist nicht so, dass wir eine konkrete 

Erwartungshaltung hätten, weil wir glauben, dass 

die Bedarfe von Schulträger zu Schulträger, aber 

auch innerhalb eines Schulträgers von Schule zu 

Schule, sehr unterschiedlich sind. 

Ich kann mir vorstellen, dass es Schulen gibt, wo 

sehr häufig der Bedarf besteht, dass man Schüle-

rinnen und Schülern zusätzlich Masken zur Ver-

fügung stellt, weil sie vergessen wurden oder weil 

sie während des Schultages abhandengekom-

men sind. Ich kann mir vorstellen, dass es andere 

Schulen gibt, wo das überhaupt kein Problem ist, 

wo es nie vorkommt. 

Die Bedürfnisse, die uns in der Praxis von den 

Schulen und von den Verbänden dargestellt wur-

den, sind sehr unterschiedlich. Darum wollen wir 

den Schulen und den Schulträgern ermöglichen, 

das bedarfsgerecht vor Ort einzusetzen und nicht 

zu sagen: Ihr kauft jetzt die FFP2-Masken in einer 

bestimmten Anzahl, oder ihr kauft davon Plexi-

glasscheiben. - Ich glaube, es ist schon sehr 

sinnvoll, dem Sachverstand vor Ort zu folgen und 

den Schulträgern und den Schulen zu überlas-

sen, wo der Bedarf vor Ort tatsächlich ist. 

Abg. Julia Willie Hamburg (GRÜNE): Mit wel-

cher Strategie geht Niedersachsen in die Gesprä-

che mit der KMK? 
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MDgt’in Wenzel (MK): Dazu ist mir die Informati-

on aus dem Kabinettsreferat zugegangen, dass 

wir im Anschluss an die Gespräche am Mittwoch 

unverzüglich unterrichten werden. 

GSD Stöber (MK): Genau so ist es. Wir haben 

unsere Ausführungen, wir haben unsere Szenari-

enbeschreibung im Leitfaden noch einmal über-

arbeitet. Natürlich gehen wir mit den Ausführun-

gen, die wir im Leitfaden noch einmal überarbeitet 

haben, in die Gespräche mit der KMK. Das sind 

sicherlich auch die Informationen, die der Minis-

terpräsident mitnehmen wird. 

Am Donnerstag, so ist es vereinbart zwischen 

den Sprechern der einzelnen Fraktionen, wird es 

eine Information, eine Unterrichtung, einen Aus-

tausch mit dem Minister geben. Das hat der Mi-

nister angekündigt und zugesagt. Ich denke, dass 

wir bei dem Fahrplan bleiben werden. 

Abg. Björn Försterling (FDP): Also ist die 

Marschroute der Landesregierung für das Ge-

spräch am kommenden Mittwoch mit den Minis-

terpräsidenten und der Bundeskanzlerin, dass 

keine Maßnahmen, hinausgehend über das, was 

Niedersachsen schon beschlossen hat, von die-

ser Runde beschlossen werden sollen? 

GSD Stöber (MK): Ich gehe davon aus, dass es 

zwischen den einzelnen Ministerpräsidentinnen 

und Ministerpräsidenten und Bürgermeisterinnen 

und Bürgermeistern eine Absprache geben wird, 

der ich an dieser Stelle aber nicht vorgreifen 

kann. 

*** 
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Tagesordnungspunkt 3: 

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der 

Neuordnung des nachgeordneten Bereichs im 

Geschäftsbereich des Kultusministeriums 

Gesetzentwurf der Landesregierung - 

Drs. 18/7847 

direkt überwiesen am 09.11.2020 

federführend: KultA;  

mitberatend: AfRuV 

 

Verfahrensfragen und Beratung 

RD’in Reinhard (MK) führte aus, der vorliegende 

Gesetzentwurf diene der Umsetzung des Kabi-

nettsbeschlusses vom 1. September 2020 hin-

sichtlich der Auflösung der Niedersächsischen 

Landesschulbehörde und der Errichtung von vier 

unabhängigen Regionalen Landesämtern für 

Schule und Bildung mit den Standorten Braun-

schweig, Hannover, Lüneburg und Osnabrück; 

diese Neuordnung trete zum 1. Dezember 2020 in 

Kraft. 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf, so die Mi-

nisterialvertreterin, werde die im Kabinettsbe-

schluss getroffene Festlegung hinsichtlich der 

Behördenbezeichnung, der örtlichen Zuständig-

keitsbereiche sowie der Amtsbezeichnung der 

Behördenleitungen auf gesetzlicher Ebene umge-

setzt. 

Entsprechende Anpassungen seien im Nieder-

sächsischen Schulgesetz, im Niedersächsischen 

Gesetz über Schulen für Gesundheitsfachberufe, 

im Gesetz über finanzielle Leistungen des Landes 

wegen Einführung der inklusiven Schule, im Nie-

dersächsischen Personalvertretungsgesetz - im 

Hinblick auf die Durchführung von Nichteini-

gungsverfahren - sowie schließlich im Nieder-

sächsischen Besoldungsgesetz erforderlich. 

Die Ministerialvertreterin schloss mit dem Hin-

weis, dass mit dem vorliegenden Gesetzentwurf 

lediglich Anpassungen aufgrund der geänderten 

Behördenstruktur, der Behördenbezeichnung, der 

Bezeichnung der Behördenleitungen sowie der 

Zuständigkeitsbereiche vorgenommen würden. 

Inhaltliche Neuregelungen seien mit dem Gesetz-

entwurf nicht verbunden. 

Abg. Julia Willie Hamburg (GRÜNE) führte aus, 

mit dem vorliegenden Gesetzentwurf sei in der 

Tat lediglich eine relativ unproblematische Struk-

turreform verbunden; das Ergebnis dieser Struk-

turreform halte sie allerdings für weniger unprob-

lematisch. 

Ursprünglich seien im Zusammenhang mit der 

Neuordnung des nachgeordneten Bereichs im 

Geschäftsbereich des Kultusministeriums in einer 

Unterrichtung durch die Landesregierung be-

stimmte Ziele formuliert worden, wie etwa eine 

stärkere Dezentralisierung, die teilweise Tren-

nung von Beratung und Aufsicht sowie ein nied-

rigschwelligerer Zugang zur Beratung. Diese Fra-

gen seien in entsprechenden Arbeitsgruppen er-

örtert und auch in einem Antrag der Fraktion der 

Grünen behandelt worden. Die „relativ kleine Lö-

sung“, die nun am Ende entstanden sei, löse mit-

nichten die Probleme, die u. a. bei der Evaluation 

der Landesschulbehörde zu Tage getreten seien. 

Die Abgeordnete wollte wissen, aus welchen 

Gründen die Landesregierung sich letztendlich 

nicht zu weitergehenden Maßnahmen entschlos-

sen habe und ob diese gegebenenfalls für die 

Zukunft angedacht seien. 

RD’in Reinhard (MK) antwortete, weitere Maß-

nahmen wie beispielsweise Aufgabenübertragun-

gen bedürften nicht einer gesetzlichen Regelung, 

sondern könnten durch einen Organisationserlass 

vorgenommen werden, über den die Landesre-

gierung den Ausschuss zu gegebener Zeit unter-

richten werde. 

Abg. Julia Willie Hamburg (GRÜNE) fragte, wa-

rum die Gesetzesänderung gleichsam vor die 

Fertigstellung des Abschlussberichtes zum Orga-

nisationsprozess gezogen werde und äußerte 

den Wunsch nach einer Unterrichtung durch die 

Landesregierung im Vorfeld des kommenden 

Plenarabschnittes, in dem der Gesetzentwurf ab-

schließend beraten werde. 

RD’in Reinhard (MK) sagte, das Gesetz solle mit 

Wirkung zum 1. Dezember 2020 in Kraft treten, 

um eine Harmonisierung mit dem Beschluss der 

Landesregierung, zu diesem Zeitpunkt die vier 

neuen Regionalen Landesämter für Schule und 

Bildung zu errichten, herbeizuführen. 

Abg. Björn Försterling (FDP) legte dar, dass die 

örtlichen Zuständigkeitsgebiete der neuen Regio-

nalen Landesämter für Schule und Bildung sozu-

sagen Zuschnitte bildeten, die sich auch auf die 

Wahl des Landeselternrates sowie auf die Wahl 

der Personalvertretungen auswirkten. 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/07501-08000/18-07847.pdf
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Innerhalb der durchaus vergleichbaren Struktur 

der niedersächsischen Polizeibehörden seien die 

Mittelinstanzen, die Polizeidirektionen, in ihrer 

räumlichen Zusammensetzung durch § 90 des 

Niedersächsischen Polizei- und Ordnungsbehör-

dengesetzes definiert. Eine solche räumliche De-

finition der Zuständigkeitsbereiche der künftigen 

Regionalen Landesämter sei in der jetzt geplan-

ten Änderung des Niedersächsischen Schulge-

setzes allerdings nicht vorgesehen. 

Nach seiner Auffassung, so der Abgeordnete, sei 

dies hoch problematisch, weil die Landesregie-

rung die Möglichkeit habe, die räumliche Definiti-

on der Zuständigkeiten kurzfristig zu variieren, um 

so gegebenenfalls Einfluss auf die Zusammen-

setzung des Landeselternrates oder auch der 

Personalvertretungen zu nehmen. 

Der Abgeordnete erkundigte sich, warum die örtli-

chen Zuständigkeitsbereiche der vier Regionalen 

Landesämter für Schule und Bildung künftig nicht 

im Schulgesetz definiert würden, während eine 

vergleichbare Definition bei den Polizeidirektionen 

vom Gesetzgeber vorgenommen worden sei. 

RiVG Dr. Lodzig (GBD) führte aus, da es der 

Landesregierung grundsätzlich obliege, über die 

Organisation der Landesverwaltung zu beschlie-

ßen (Art. 38 Abs. 1 NV), müsse die örtliche Zu-

ständigkeit nicht gesetzlich geregelt werden, 

wenn von einer Organisationsmaßnahme nicht 

die allgemeine Landesverwaltung betroffen sei 

(Art. 56 Abs. 2 NV). Die Auflösung der vier Be-

zirksregierungen in Niedersachsen zum 1. Januar 

2005, so der Vertreter des GBD, habe beispiels-

weise als Organisationsmaßnahme gesetzlich ge-

regelt werden müssen. Dieses Erfordernis beste-

he nach Auffassung des GBD im vorliegenden 

Fall der örtlichen Zuständigkeit der neuen Regio-

nalen Landesämter allerdings nicht. 

RD’in Reinhard (MK) merkte an, eine erhebliche 

Veränderung der Zuschnitte, die gegebenenfalls 

Auswirkungen auf die Zusammensetzung von 

Landeselternrat und Landesschülerrat hätte, sei 

vonseiten der Landesregierung nicht beabsichtigt. 

Abg. Björn Försterling (FDP) entgegnete, in die-

ser Frage seien nicht die aktuellen Pläne der 

Landesregierung relevant, sondern vielmehr der 

Spielraum, den sie vonseiten des Gesetzgebers 

erhalte. Eine klare örtliche Zuschreibung der Zu-

ständigkeitsbereiche halte er im Zusammenhang 

mit den neuen Regionalen Landesämtern für 

dringend geboten. Falls eine entsprechende ge-

setzliche Regelung unterbleibe, könne - auf der 

Basis des reinen Gesetzeswortlautes - beispiels-

weise auch die Anzahl der Regionalen Landes-

ämter beliebig verändert werden, was durchaus 

erhebliche Auswirkungen auf die Zusammenset-

zung von Eltern- und Schülervertretungen und 

auch auf die Personalvertretung hätte. Von daher 

sei es nach seiner Auffassung durchaus geboten, 

eine örtliche Zuschreibung im Niedersächsischen 

Schulgesetz vorzunehmen. 

RiVG Dr. Lodzig (GBD) sagte, dass eine ent-

sprechende Regelung durch den Gesetzgeber 

getroffen werden könne, dies im vorliegenden Fall 

verfassungsrechtlich aber nicht zwingend gebo-

ten sei. 

Er erklärte abschließend, dass der Gesetzge-

bungs- und Beratungsdienst hinsichtlich des vor-

liegenden Gesetzentwurfes auf die Ausarbeitung 

einer Vorlage verzichtet habe, da sich aus der 

Prüfung keine Änderungsnotwendigkeiten erge-

ben hätten. 

Abg. Björn Försterling (FDP) erkundigte sich, ob 

eine Anhörung der kommunalen Spitzenverbän-

de - zumindest vor Einbringung des Gesetzent-

wurfes der Landesregierung - stattgefunden ha-

be. 

RD’in Reinhard (MK) antwortete, der Gesetzent-

wurf der Landesregierung sei ohne eine Anhö-

rung der kommunalen Spitzenverbände nach 

§ 31 GGO in den Landtag eingebracht worden. 

Die Belange der kommunalen Spitzen seien 

durch die geplanten Änderungen allerdings auch 

nicht betroffen. 

RiVG Dr. Lodzig (GBD) warf ein, aus Sicht des 

GBD sei eine Anhörung der kommunalen Spitzen 

nach Artikel 57 Abs. 6 NV in diesem Fall verfas-

sungsrechtlich nicht zwingend erforderlich. 

Abg. Björn Försterling (FDP) konstatierte, dem-

nach werde hier eine Änderung des Niedersäch-

sischen Schulgesetzes - möge sie auf den ersten 

Blick auch noch so gering anmuten - sowohl ohne 

eine Anhörung der kommunalen Spitzenverbände 

als auch ohne die Beteiligung des Landeseltern-

rates oder des Landesschülerrates durchgeführt. 

Aus diesem Grund sei der vorliegende Gesetz-

entwurf aus seiner Sicht nicht beschlussfähig. Er 

halte es für geboten, die entsprechenden Anhö-

rungen nachzuholen. Für den Fall einer abschlie-

ßenden Beratung des Gesetzentwurfes in der lau-
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fenden Sitzung werde seine Fraktion diesen ab-

lehnen. 

Abg. Christoph Bratmann (SPD) verwies darauf, 

dass weitere Anhörungen zu dem vorliegenden 

Gesetzentwurf nach Einschätzung des GBD nicht 

notwendig seien. Die geplante Umstrukturierung 

sei, wie er sagte, Gegenstand des Koalitionsver-

trages, sie sei lange diskutiert und nun auch ent-

sprechend juristisch bewertet worden. Aus die-

sem Grund halte seine Fraktion den Gesetzent-

wurf für abstimmungsfähig. - Abg. Claudia 

Schüßler (SPD) schloss sich dem an. 

 

Beschluss 

Der Ausschuss empfahl dem Plenum des Land-

tages, den Gesetzentwurf unverändert anzuneh-

men. 

Zustimmung:  SPD, CDU 

Ablehnung:  FDP 

Enthaltung:  GRÜNE 

Die Beschlussempfehlung erging vorbehaltlich 

der Zustimmung durch den mitberatenden Aus-

schuss für Rechts- und Verfassungsfragen. 

Der Ausschuss verständigte sich auf einen münd-

lichen Bericht. Die Berichterstattung übernahm 

Abg. Matthias Möhle (SPD). 

*** 
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Tagesordnungspunkt 4: 

Digitalpädagogen für Niedersachsens Schulen 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/6904 

direkt überwiesen am 02.07.2020 

federführend: KultA;  

mitberatend gem. § 27 Abs. 4 Satz 1 i. V. m. § 39 

Abs. 2 Satz 2 GO LT: AfHuF 

 

Der Ausschuss stellte die Behandlung dieses 

Tagesordnungspunktes aus Zeitgründen zurück. 

*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06501-07000/18-06904.pdf
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Tagesordnungspunkt 5: 

Digitalpakt Tagesbildungsstätten 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/7394 

direkt überwiesen am 10.09.2020 

KultA 

 

Der Ausschuss stellte die Behandlung dieses 

Tagesordnungspunktes aus Zeitgründen zurück. 

*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/07001-07500/18-07394.pdf
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Tagesordnungspunkt 6: 

Umsetzung der Inklusion an Niedersachsens 

Schulen verbessern 

Antrag der Fraktion der SPD, der Fraktion der 

CDU, der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und 

der Fraktion der FDP - Drs. 18/6823 

erste Beratung: 80. Plenarsitzung am 02.07.2020 

KultA 

 

Der Ausschuss stellte die Behandlung dieses 

Tagesordnungspunktes aus Zeitgründen zurück. 

*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06501-07000/18-06823.pdf
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Tagesordnungspunkt 7: 

Dicke Luft in Niedersachsens Klassenzimmern 

und Schulbussen 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/7352 

erste Beratung: 83. Plenarsitzung am 15.09.2020 

federführend: KultA;  

mitberatend gem. § 27 Abs. 4 Satz 1 i. V. m. § 39 

Abs. 3 Satz 1 GO LT: AfHuF 

 

Der Ausschuss war unter Tagesordnungspunkt 1 

und 2 übereingekommen, die Unterrichtung über 

das Pandemiegeschehen an Schulen und Kitas 

auch auf diesen Tagesordnungspunkt zu bezie-

hen. 

*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/07001-07500/18-07352.pdf
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Tagesordnungspunkt 8: 

a) Schule pandemiefest machen 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/6811 

b) Schulen und Kitas in Corona-Zeiten pan-

demiefest und gerecht aufstellen: Infekti-

onsschutz ernst nehmen, Digitalisierung 

vorantreiben, sozialen Härten begegnen, 

Planungssicherheit schaffen 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 

Drs. 18/7055 

Zu a) erste Beratung: 80. Plenarsitzung am 

02.07.2020 

federführend: KultA;  

mitberatend gem. § 27 Abs. 4 Satz 1 

i. V. m. § 39 Abs. 3 Satz 1 GO LT: AfHuF 

Zu b) direkt überwiesen am 20.07.2020 

federführend: KultA;  

mitberatend gem. § 27 Abs. 4 Satz 1 

i. V. m. § 39 Abs. 2 Satz 2 GO LT: AfHuF 

 

Der Ausschuss war unter Tagesordnungspunkt 1 

und 2 übereingekommen, die Unterrichtung über 

das Pandemiegeschehen an Schulen und Kitas 

auch auf diesen Tagesordnungspunkt zu bezie-

hen. 

*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06501-07000/18-06811.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/07001-07500/18-07055.pdf
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Tagesordnungspunkt 9: 

Kitas und Schulen besser schützen - ein Win-

terplan gegen das Coronavirus 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 

Drs. 18/7547 

erste Beratung: 86. Plenarsitzung am 07.10.2020 

federführend: KultA;  

mitberatend gem. § 27 Abs. 4 Satz 1 i. V. m. § 39 

Abs. 3 Satz 1 GO LT: AfHuF 

 

Der Ausschuss war unter Tagesordnungspunkt 1 

und 2 übereingekommen, die Unterrichtung über 

das Pandemiegeschehen an Schulen und Kitas 

auch auf diesen Tagesordnungspunkt zu bezie-

hen. 

*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/07501-08000/18-07547.pdf
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Tagesordnungspunkt 10: 

Infektionsschutz in Schülerverkehren konse-

quent großschreiben 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 

Drs. 18/7822 

erste Beratung: 89. Plenarsitzung am 10.11.2020 

KultA 

 

Der Ausschuss war unter Tagesordnungspunkt 1 

und 2 übereingekommen, die Unterrichtung über 

das Pandemiegeschehen an Schulen und Kitas 

auch auf diesen Tagesordnungspunkt zu bezie-

hen. 

*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/07501-08000/18-07822.pdf
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Tagesordnungspunkt 11: 

Inzidenzwerte für Szenarien B und C festle-

gen, planbares Agieren in der Corona-Krise 

voranbringen 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 

Drs. 18/7826 

erste Beratung: 89. Plenarsitzung am 10.11.2020 

KultA 

 

Der Ausschuss war unter Tagesordnungspunkt 1 

und 2 übereingekommen, die Unterrichtung über 

das Pandemiegeschehen an Schulen und Kitas 

auch auf diesen Tagesordnungspunkt zu bezie-

hen. 

*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/07501-08000/18-07826.pdf
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Tagesordnungspunkt 12: 

Paradigmenwechsel bei Corona-Tests in Nie-

dersachsen überfällig - medizinisches und 

pflegerisches Personal regelmäßig präventiv 

testen! 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 

Drs. 18/6621 

direkt überwiesen am 03.06.2020 

federführend: AfSGuG;  

mitberatend gem. § 27 Abs. 4 Satz 1 i. V. m. § 39 

Abs. 2 Satz 2 GO LT: AfHuF;  

mitberatend gem. § 28 Abs. 4 i. V. m. § 39 Abs. 2 

Satz 3 GO LT: KultA 

 

Der Ausschuss stellte die Behandlung dieses 

Tagesordnungspunktes aus Zeitgründen zurück. 

*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06501-07000/18-06621.pdf
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Tagesordnungspunkt 13: 

Aktenvorlage gemäß Artikel 24 Abs. 2 der Nie-

dersächsischen Verfassung 

Beschluss des Kultusausschusses vom 30. 

Januar 2020 auf Vorlage aller Akten und Auf-

zeichnungen aus dem gesamten Geschäftsbe-

reich des Kultusministeriums im Zusammen-

hang mit der im Jahr 2018 durchgeführten Or-

ganisationsuntersuchung, mit der Ausschrei-

bung/Beauftragung beginnend, den daraus 

resultierenden Maßnahmen bis zum heutigen 

Tage 

 

hier: Beschluss nach § 95 a GO LT über die Ver-

traulichkeit der mit Schreiben des Nieder-

sächsischen Kultusministeriums vom 

6. Oktober 2020 vorgelegten und in Teilen 

als vertraulich gekennzeichneten weiteren 

Unterlagen 

 

Der Ausschuss erklärte die mit Schreiben des 

Niedersächsischen Kultusministeriums vom 

6. Oktober 2020 vorgelegten und in Teilen als 

vertraulich gekennzeichneten weiteren Unterla-

gen einstimmig für vertraulich. 

*** 




